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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 1115/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle , Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

Abschöpfungen bei den floatenden Währungen der im
Referenzzeitraum vom 6. Mai 1993 festgestellte repräsen­
tative Marktkurs anzuwenden.

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG)
Nr. 762/93 enthaltenen Bestimmungen auf die heutigen
Angebotspreise und Notierungen, von denen die
Kommission Kenntnis hat, führt zu einer Änderung der
gegenwärtig gültigen Abschöpfungen, wie im Anhang zu
dieser Verordnung angegeben —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1738/92 (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28. Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (3), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Weizen
und Roggen, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen zu
erhebenden Abschöpfungen sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 762/93 der Kommission (4) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

Um ein reibungsloses Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu ermöglichen, ist für die Berechnung der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a), b) und
c) der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genannten Erzeug­
nisse zu erhebenden Abschöpfungen werden im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8 . Mai 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
O ABl. Nr. L 180 vom 1 . 7. 1992, S. 1 .
(3) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
b) ABl. Nr. L 79 vom 1 . 4. 1993, S. 11 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. Mai 1993 zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle,
Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

(ECU/Tonne)

KN-Code Drittländer (!)

0709 90 60 140,42 (2)O
0712 90 19 140,42 (2)0
1001 10 00 182,73(')0
1001 90 91 144,46
1001 90 99 144,46 0
1002 00 00 156,10 0
1003 00 10 141,31
1003 00 20 141,31
1003 00 80 141,31 0
1004 00 00 116,24
1005 10 90 140,42 0 0
1005 90 00 140,42 (2)0
1007 00 90 145,64 0
1008 10 00 58,17 (9)
1008 20 00 102,53 0
1008 30 00 62,71 j5)
1008 90 10 0
1008 90 90 62,71
1101 00 00 214,84 0
110210 00 231,14
1103 11 30 295,27
1103 11 50 295,27
1103 11 90 230,38

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko, der unmittelbar von diesem Land in die Gemeinschaft befördert wird,
wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen unmittelbar bei der Einfuhr von
Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean in die
französischen überseeischen Departements erhoben.

(3) Für Mais mit Ursprung in den AKP-Staaten wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die Gemeinschaft um 1,81
ECU je Tonne verringert.

(4) Für Hirse und Sorghum mit Ursprung in den AKP-Staaten , wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 erhoben .

(*) Für Hartweizen und Kanariensaat, die in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem Land in die Gemein­
schaft befördert worden sind, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(6) Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen, der vollständig in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem
Land in die Gemeinschaft befördert wurde, wird durch die Verordnungen (EWG) Nr. 1 1 80/77 des Rates (ABl.
Nr. L 142 vom 9. 6. 1977, S. 10), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1902/92 (ABl . Nr. L 192 vom
11 . 7. 1992, S. 3), und (EWG) Nr. 2622/71 der Kommission (ABl. Nr. L 271 vom 10. 12. 1971 , S. 22), geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 560/91 (ABl . Nr. L 62 vom 8 . 3 . 1991 , S. 26), bestimmt.

Q Bei der Einfuhr von Erzeugnissen des KN-Codes 1008 90 10 (Triticale) wird die Abschöpfung von Roggen
erhoben .

(®) Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten Abschöpfungen nur erhoben, wenn Absatz 4 desselben
Artikels angewandt wird.

(') Auf Erzeugnisse dieses Codes, die aus Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn im Rahmen der zwischen diesen
Ländern und der Gemeinschaft geschlossenen Interimsabkommen mit einer gemäß der Verordnung (EWG) Nr.
585/92 erteilten Bescheinigung EUR 1 eingeführt werden, werden die im Anhang der genannten Verordnung
angegebenen Abschöpfungen erhoben.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1116/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Festsetzung der Prämien, die den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl
und Malz hinzugefügt werden

Abschöpfungen bei den floatenden Währungen der im
Referenzzeitraum vom 6. Mai 1993 festgestellte repräsen­
tative Marktkurs anzuwenden.

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben geän­
dert —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1738/92 (2), insbesondere auf Artikel 15
Absatz 6,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (3), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und
Malz hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 3874/92 der Kommission (4) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden .

Um ein reibungsloses Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu ermöglichen, ist für die Berechnung der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Prämien, die den nach Artikel 15 der Verordnung
(EWG) Nr. 2727/75 im voraus festgesetzten Abschöp­
fungen für Einfuhren von Getreide und Malz aus Dritt­
ländern hinzuzufügen sind, sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
O ABl. Nr. L 180 vom 1 . 7. 1992, S. 1 .
o ABl. Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 390 vom 31 . 12. 1992, S. 121 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. Mai 1993 zur Festsetzung der Prämien, die den
Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl

(ECU/ Tonne)

r , laufender L Term. 2. Term. 3. Term.KN-Code Monat
5 6 7 8

0709 90 60 0 0 0 0

0712 90 19 0 0 0 0

1001 10 00 0 0 0 0

1001 90 91 0 6,64 6,64 10,32

1001 90 99 0 6,64 6,64 10,32
1002 00 00 0 0 0 0

1003 00 10 0 0 0 0

1003 00 20 0 0 0 0

1003 00 80 0 0 0 0

1004 00 00 0 0 0 0

1005 10 90 0 0 0 0

1005 90 00 0 0 0 0

1007 00 90 0 0 0 0

1008 10 00 0 0 0 0

1008 20 00 0 0 0 0

1008 30 00 0 0 0 0

1008 90 90 0 0 0 0

1101 00 00 0 9,29 9,29 14,45

B. Malz

(ECU/ Tonne)

laufender ,>r _ ->t -> t ^xt w l - Term. 2. Term. 3 . Term. 4. Term.K.N-Gode Monat
5 6 7 8 9

1107 10 11 0 11,82 11,82 18,37 18,37

1107 10 19 0 8,83 8,83 13,73 13,73
1107 10 91 0 0 0 0 0

1107 10 99 0 0 0 0 0

1107 20 00 0 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1117/93 DER KOMMISSION
vom 6. Mai 1993

zur Wiedereinführung des Zollsatzes für die Waren der Kategorien 37 und 39
(laufende Nummern 40.0370 und 40.0390) mit Ursprung in Pakistan, für die die
in der Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 des Rates vorgesehenen Zollpräferenzen

gewährt werden

führt werden, sobald die genannten Einzelplafonds auf
Gemeinschaftsebene erreicht sind.

Für die Waren der Kategorien 37 und 39 (laufende
Nummern 40.0370 und 40.0390) mit Ursprung in Paki­
stan ist der Plafond auf 386 bzw. 101 Tonnen festgesetzt.
Am 29. März 1993 haben die in der Gemeinschaft ange­
rechneten Einfuhren der genannten Waren mit Ursprung
in Pakistan, für die Zollpräferenzen gewährt werden, den
in Rede stehenden Plafond erreicht.

Es ist angezeigt, den Zollsatz für die betreffenden Waren
gegenüber Pakistan wiedereinzuführen —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 des Rates
vom 20. Dezember 1990 zur Anwendung allgemeiner
Zollpräferenzen für Textilwaren mit Ursprung in
Entwicklungsländern im Jahr 1991 ('), verlängert für 1993
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3917/92 (2), insbeson­
dere auf Artikel 12,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 3832/90
wird die Zollpräferenzregelung für 1993 für jede Waren­
kategorie in den Anhängen I und II gewährt, die Gegen­
stand von Einzelplafonds ist, und zwar bis zur Höhe der
Mengen, die in Spalte 8 ihres Anhangs I und in Spalte 7
ihres Anhangs II bezüglich bestimmter oder jeder in
Spalte 5 derselben Anhänge genannten Ursprungsländer
oder -gebiete festgesetzt sind. Gemäß Artikel 11 der
genannten Verordnung können die Zollsätze bei der
Einfuhr der betreffenden Waren jederzeit wiedereinge­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Ab 11 . Mai 1993 wird der Zollsatz, der aufgrund der
Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 für 1993 ausgesetzt ist,
für Einfuhren in die Gemeinschaft von folgenden Waren
mit Ursprung in Pakistan wiedereingeführt :

Laufende
Nummer

Kategorie
(Einheit) KN-Code Warenbezeichnung

40.0370 37 5516 11 00 Gewebe aus künstlichen Spinnfasern
(Tonnen) 5516 12 00

5516 13 00
5516 14 00
5516 21 00
5516 22 00
5516 23 10
5516 23 90
5516 24 00
5516 31 00
5516 32 00
5516 33 00
5516 34 00
5516 41 00
5516 42 00
5516 43 00
5516 44 00
5516 91 00
5516 92 00
5516 93 00
5516 94 00

5803 90 50

ex 5905 00 70

(') ABl . Nr. L 370 vom 31 . 12. 1990, S. 39 .
0 ABl. Nr. L 396 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
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tw£e, $X!)e KNQ>dc Warenbezeichnung
40.0390 39 6302 51 10 Tischwäsche, Wäsche zur Körperpflege und Haus­

Donnen) 6302 51 90 haltswäsche, andere als aus Gewirken, andere als
6302 53 90 aus Frottiergewebe, aus Baumwolle

ex 6302 59 00
6302 91 10
6302 91 90
6302 93 90

ex 6302 99 00

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 6. Mai 1993

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1118/93 DER KOMMISSION
vom 6. Mai 1993

zur Wiedereinführung des Zollsatzes für die Waren der Kategorien 24 und 39
(laufende Nummern 40.0240 und 40.0390) mit Ursprung in Indien, für die die in
der Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 des Rates vorgesehenen Zollpräferenzen

gewährt werden

führt werden, sobald die genannten Einzelplafonds auf
Gemeinschaftsebene erreicht sind.

Für die Waren der Kategorien 24 und 39 (laufende
Nummern 40.0240 und 40.0390) mit Ursprung in Indien
ist der Plafond auf 499 000 Stück bzw. 101 Tonnen fest­
gesetzt. Am 18 . Februar 1993 haben die in der Gemein­
schaft angerechneten Einfuhren der genannten Waren
mit Ursprung in Indien, für die Zollpräferenzen gewährt
werden, den in Rede stehenden Plafond erreicht.

Es ist angezeigt, den Zollsatz für die betreffenden Waren
gegenüber Indien wiedereinzuführen —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 des Rates
vom 20. Dezember 1990 zur Anwendung allgemeiner
Zollpräferenzen für Textilwaren mit Ursprung in
Entwicklungsländern im Jahr 1991 ('), verlängert für 1993
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3917/92 (2), insbeson­
dere auf Artikel 12,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 3832/90
wird die Zollpräferenzregelung für 1993 für jede Waren­
kategorie in den Anhängen I und II gewährt, die Gegen­
stand von Einzelplafonds ist, und zwar bis zur Höhe der
Mengen, die in Spalte 8 ihres Anhangs I und in Spalte 7
ihres Anhangs II bezüglich bestimmter oder jeder in
Spalte 5 derselben Anhänge genannten Ursprungsländer
oder -gebiete festgesetzt sind. Gemäß Artikel 11 der
genannten Verordnung können die Zollsätze bei der
Einfuhr der betreffenden Waren jederzeit wiedereinge­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN

Artikel 1

Ab 11 . Mai 1993 wird der Zollsatz, der aufgrund der
Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 für 1993 ausgesetzt ist,
für Einfuhren in die Gemeinschaft von folgenden Waren
mit Ursprung in Indien wiedereingeführt :

is£S I sag kn-c°* 1 wto-b-n»-«
40.0240 24 6107 21 00 Nachthemden, Schlafanzüge, Bademäntel und

(1 000 Stück) 6107 22 00 -jacken, Hausmäntel und ähnliche Waren für
6107 29 00 Männer und Knaben, aus Gewirken
6107 91 00
6107 92 00

ex 6107 99 00

6108 31 10 Nachthemden, Schlafanzüge, Negliges, Bade­
6108 31 90 mäntel und -jacken, Hausmäntel und ähnliche
6108 32 11 Waren für Frauen und Mädchen, aus Gewirken
6108 32 19
6108 32 90
6108 39 00
6108 91 00
6108 92 00
6108 99 10

40.0390 39 6302 51 10 Tischwäsche, Wäsche zur Körperpflege und Haus­
(Tonnen) 6302 51 90 haltswäsche, andere als aus Gewirken, andere als

6302 53 90 aus Frottiergewebe, aus Baumwolle
ex 6302 59 00
6302 91 10
6302 91 90
6302 93 90

ex 6302 99 00

(') ABl. Nr. L 370 vom 31 . 12. 1990, S. 39.
(2) ABl . Nr. L 396 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 6. Mai 1993

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1119/93 DER KOMMISSION
vom 6. Mai 1993

zur Wiedereinführung des Zollsatzes für die Waren der Kategorie 37 (laufende
Nummer 40.0370) mit Ursprung in Indonesien, für die die in der Verordnung
(EWG) Nr. 3832/90 des Rates vorgesehenen Zollpräferenzen gewährt werden

führt werden, sobald die genannten Einzelplafonds auf
Gemeinschaftsebene erreicht sind.

Für die Waren der Kategorie 37 (laufende Nummer
40.0370) mit Ursprung in Indonesien ist der Plafond auf
386 Tonnen festgesetzt. Am 15. Januar 1993 haben die in
der Gemeinschaft angerechneten Einfuhren der
genannten Waren mit Ursprung in Indonesien, für die
Zollpräferenzen gewährt werden, den in Rede stehenden
Plafond erreicht.

Es ist angezeigt, den Zollsatz für die betreffenden Waren
gegenüber Indonesien wiedereinzuführen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 des Rates
vom 20. Dezember 1990 zur Anwendung allgemeiner
Zollpräferenzen für Textilwaren mit Ursprung in
Entwicklungsländern im Jahr 1991 ('), verlängert für 1993
durch die Verordnung (EWG) Nr. 391 7/92 (2), insbeson­
dere auf Artikel 12,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 3832/90
wird die Zollpräferenzregelung für 1993 für jede Waren­
kategorie in den Anhängen I und II gewährt, die Gegen­
stand von Einzelplafonds ist, und zwar bis zur Höhe der
Menge», die in Spalte 8 ihres Anhangs I und in Spalte 7
ihres Anhangs II bezüglich bestimmter oder jeder in
Spalte 5 derselben Anhänge genannten Ursprungsländer
oder -gebiete festgesetzt sind. Gemäß Artikel 11 der
genannten Verordnung können die Zollsätze bei der
Einfuhr der betreffenden Waren jederzeit wiedereinge­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Ab 11 . Mai 1993 wird der Zollsatz, der aufgrund der
Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 für 1993 ausgesetzt ist,
für Einfuhren in die Gemeinschaft von folgenden Waren
mit Ursprung in Indonesien wiedereingeführt :

Nummer pXk* KN-Code Warenbezeichnung

40.0370 37 551611 00 Gewebe aus künstlichen Spinnfasern
(Tonnen) 5516 12 00

5516 13 00
5516 14 00
5516 21 00
5516 22 00
5516 23 10
5516 23 90
5516 24 00
5516 31 00
5516 32 00
5516 33 00
5516 34 00
5516 41 00
5516 42 00
5516 43 00
5516 44 00
5516 91 00
5516 92 00
5516 93 00
5516 94 00

5803 90 50

ex 5905 00 70

(') ABl . Nr. L 370 vom 31 . 12. 1990, S. 39 .
(2) ABl . Nr. L 396 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 6. Mai 1993

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1120/93 DER KOMMISSION
vom 6. Mai 1993

zur Wiedereinführung des Zollsatzes für die Waren der Kategorien 36, 72 und 91
(laufende Nummern 40.0360, 40.0720 und 40.0910) mit Ursprung in China, für die
die in der Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 des Rates vorgesehenen Zoll­

präferenzen gewährt werden

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 des Rates
vom 20. Dezember 1990 zur Anwendung allgemeiner
Zollpräferenzen für Textilwaren mit Ursprung in
Entwicklungsländern im Jahr 1991 ('), verlängert für 1993
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3917/92 (2), insbeson­
dere auf Artikel 12,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Gemäß Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 3832/90
wird die Zollpräferenzregelung für 1993 für jede Waren­
kategorie in den Anhängen I und II gewährt, die Gegen­
stand von Einzelplafonds ist, und zwar bis zur Höhe der
Mengen, die in Spalte 8 ihres Anhangs I und in Spalte 7
ihres Anhangs II bezüglich bestimmter oder jeder in
Spalte 5 derselben Anhänge genannten Ursprungsländer
oder -gebiete festgesetzt sind. Gemäß Artikel 11 der
genannten Verordnung können die Zollsätze bei der
Einfuhr der betreffenden Waren jederzeit wiedereinge­

führt werden, sobald die genannten Einzelplafonds auf
Gemeinschaftsebene erreicht sind.

Für die Waren der Kategorien 36, 72 und 91 (laufende
Nummern 40.0360, 40.0720 und 40.0910) mit Ursprung
in China ist der Plafond auf 12 Tonnen, 38 000 Stück
bzw. 14 Tonnen festgesetzt. Am 8. Februar 1993 haben
die in der Gemeinschaft angerechneten Einfuhren der
genannten Waren mit Ursprung in China, für die Zoll­
präferenzen gewährt werden, den in Rede stehenden
Plafond erreicht.

Es ist angezeigt, den Zollsatz für die betreffenden Waren
gegenüber China wiedereinzuführen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Ab 11 . Mai 1993 wird der Zollsatz, der aufgrund der
Verordnung (EWG) Nr. 3832/90 für 1993 ausgesetzt ist,
für Einfuhren in die Gemeinschaft von folgenden Waren
mit Ursprung in China wiedereingeführt :

Laufende ^tegorie KN-Code WarenbezeichnungNummer (Einheit) °

40.0360 36 5408 10 00 Gewebe aus künstlichen Spinnfäden, andere als für
(Tonnen) 5408 21 00 die Reifenherstellung der Kategorie 114

5408 22 10
5408 22 90
5408 23 10
5408 23 90
5408 24 00
5408 31 00
5408 32 00
5408 33 00
5408 34 00

ex 5811 00 00

ex 5905 00 70

40.0720 72 6112 31 10 Badeanzüge und Badehosen, aus Wolle, Baum­
(1 000 Stück) 6112 31 90 wolle oder synthetischen oder künstlichen Spinn­

6112 39 10 Stoffen
6112 39 90
611241 10
61124190
6112 49 10
6112 49 90

62111100
6211 12 00

(') ABl . Nr. L 370 vom 31 . 12. 1990, S. 39.
0 ABl. Nr. L 396 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
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Nummer ' pnlwit) KN-Code Warenbezeichnung
. —

40.0910 91 6306 21 00 Zelte
(Tonnen) 6306 22 00

6306 29 00

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 6. Mai 1993

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1121/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Begrenzung der Garantie für Schaf- und Ziegenfleisch für das Wirtschafts
jähr 1992

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 des Rates
vom 25. September 1989 über die gemeinsame Marktor­
ganisation für Schaf- und Ziegenfleisch ('), zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 363/93 (2), insbe­
sondere auf Artikel 8 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 wird
die für das jeweilige Wirtschaftsjahr geltende Garantie
beschränkt. Gemäß dieser Regelung hängt die Verringe­
rung der Garantie von der Anzahl der vorhandenen
Mutterschafe gegenüber einem garantierten Höchstbe­
stand ab. Diese anhand einer Schätzung des Mutterschaf­
bestands vorläufig festgesetzte Verringerung ist gegebe­
nenfalls unter Zugrundelegung des Mutterschafbestands
zu berichtigen, der für das betreffende Wirtschaftsjahr
tatsächlich festgestellt wurde.
Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Regelung
wurden mit der Verordnung (EWG) Nr. 1310/88 der
Kommission (3) festgelegt.
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1829/92 der Kommis­
sion (4) wurde der auf das Wirtschaftsjahr 1992 vorläufig

anwendbare Verringerungskoeffizient bestimmt. Die
endgültige Feststellung der Anzahl der Mutterschafe
anhand der im Rahmen der Richtlinie 82/177/EWG des
Rates 0, zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3939/87 (6), erhaltenen Angaben sowie sonstiger
verfügbarer Angaben haben die Festsetzung des in der
vorliegenden Verordnung vorgesehenen endgültigen
Koeffizienten zur Folge.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Schafe und Ziegen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Gemäß Artikel 8 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich der
Verordnung (EWG) Nr. 3013/89 wird der endgültige
Koeffizient für das Wirtschaftsjahr 1992 auf 7 % festge­
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

C) ABl. Nr. L 289 vom 7. 10. 1989, S. 1 .
O ABl. Nr. L 42 vom 19 . 2. 1993, S. 1 .
(3) ABl. Nr. L 122 vom 12. 5. 1988, S. 69.
b) ABl. Nr. L 185 vom 3. 7. 1992, S. 21 .

O ABl. Nr. L 81 vom 27. 3 . 1982, S. 35.
h) ABl. Nr. L 373 vom 31 . 12. 1987, S. 1 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1122/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Festsetzung der gemeinschaftlichen Erzeugerpreise für Nelken und Rosen
zur Anwendung der Einfuhrregelung für bestimmte Waren des Blumenhandels

aus Zypern, Israel, Jordanien und Marokko

auszuschließen, die um 40 % und mehr von dem Mittel­
wert abweichen, der auf demselben Markt für die gleichen
Zeiträume der drei abgelaufenen Jahre festgestellt wurde.

Für die bis 7. November 1993 reichenden Zeiträume von
jeweils zwei Wochen sollten die gemeinschaftlichen
Erzeugerpreise anhand der von den Mitgliedstaaten gelie­
ferten Daten berechnet werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für lebende Pflanzen und Waren des Blumen­
handels —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4088/87 des Rates
vom 21 . Dezember 1987 zur Festlegung der Bedingungen
für die Anwendung von Präferenzzöllen bei der Einfuhr
bestimmter Waren des Blumenhandels aus Zypern, Israel,
Jordanien und Marokko (!), geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3551 /88 (2), insbesondere auf Artikel 5
Absatz 2 Buchstabe a),

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4088/87
werden für ein- (Standard) bzw. mehrblütige (Spray)
Nelken, groß- bzw. kleinblütige Rosen die jeweils zwei
Wochen geltenden gemeinschaftlichen Erzeugerpreise
zweimal jährlich, und zwar vor dem 15. Mai und dem
15. Oktober, festgesetzt. Gemäß Artikel 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 700/88 der Kommission vom 17. März 1988
zur Durchführung der Regelung bei der Einfuhr
besimmter Waren des Blumenhandels mit Ursprung in
Israel, Jordanien, Zypern und Marokko in die Gemein­
schaft (3), geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3556/88 (4), sind die Rosenpreise unter Zugrundele­
gung des Durchschnitts der Tagespreise zu bestimmen,
die während der vergangenen drei Jahre auf den repräsen­
tativen Erzeugermärkten bei Leitsorten der Qualitätskate­
gorie I festgestellt wurden. Bei Nelken gelten dieselben
Bedingungen für die Standard- und Spraytypen. Bei der
Berechnung des Preisdurchschnitts sind die Notierungen

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4088/87
genannten gemeinschaftlichen Erzeugerpreise für groß­
bzw. kleinblütige Rosen, ein- (Standard) bzw. mehrblütige
(Spray) Nelken werden für die vom 7. Juni bis
7. November 1993 reichenden Zeiträume von jeweils zwei
Wochen im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 382 vom 31 . 12. 1987, S. 22.
O ABl. Nr. L 311 vom 17. 11 . 1988, S. 1 .
(3) ABl. Nr. L 72 vom 18 . 3 . 1988, S. 16.
H ABl. Nr. L 311 vom 17. 11 . 1988, S. 8 .
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ANHÄNG

Gemeinschaftliche Erzeugerpreise

(in ECU je 100 Stück)

Wochen Zeitnum ^dkeT "»T Großblütige Kleinblüügc
/c \ Rosen Rosen(Standard) (Spray)

23 / 24 7. 6 — 20. 6.1993 12,16 12,02 22,24 12,51
25 / 26 21 . 6 — 4. 7.1993 12,11 12,77 20,55 10,87

27 / 28 5. 7—18. 7. 1993 9,39 11,43 19,10 9,39

29 / 30 19 . 7 — 1 . 8.1993 9,32 11,68 16,55 8,75
31 / 32 2. 8 — 15. 8.1993 8,88 9,71 16,01 7,68
33 / 34 16. 8 — 29. 8 . 1993 11,15 9,62 16,51 8,41
35 / 36 30 . 8 — 12. 9.1993 12,12 10,33 17,75 9,09
37 / 38 13. 9 — 26. 9.1993 13,40 11,90 21,83 10,09
39 / 40 27. 9 — 10.10.1993 12,08 11,19 21,11 10,55
41 / 42 11.10 — 24.10.1993 12,06 11,51 25,39 10,78
43 / 44 25.10 — 7.11.1993 19,28 13,24 31,18 14,05
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1123/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

mit Durchführungsbestimmungen zur besonderen Regelung der Versorgung der
französischen überseeischen Departements im Sektor Schafe und Ziegen

der Anträge abgesteckt und für die Ausstellung der
Bescheinigungen eine Bedenkzeit eingeplant werden .

Unbeschadet einer möglichen Vorausfestsetzung gemäß
den Artikeln 8 bis 12 der Verordnung (EWG) Nr. 3819/92
der Kommission vom 28 . Dezember 1992 mit Durchfüh­
rungsvorschriften für die Bestimmung und Anwendung
der im Agrarsektor verwendeten Umrechnungskurse (6)
sollte bei der Umrechnung der Beihilfe in Landeswäh­
rung der anspruchsbegründende Tatbestand an dem Tag
gelten, an dem die Beihilfebescheinigung den vor Ort
zuständigen Behörden gemäß Artikel 3 Absatz 6 der
Verordnung (EWG) Nr. 131 /92 vorgelegt wird.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Schafe und Ziegen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 des Rates
vom 16. Dezember 1991 mit Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der
französischen überseeischen Departements ('), geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3714/92 der Kommis­
sion (2), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über den Wert der Rechnungs­
einheit und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpo­
litik Agrarpolitik anzuwendenden Umrechnungskurse^3),
insbesondere auf Artikel 12,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 ist
für jeden Anwendungszeitraum eines Jahres die Anzahl
der aus der Gemeinschaft stammenden reinrassigen
Zuchtschafe und -ziegen zu bestimmen, für welche zur
Entwicklung der in den französischen überseeischen
Departements bestehenden Produktionsmöglichkeiten
eine Beihilfe gewährt wird.

Es sollten die genannten Beihilfen für die Versorgung der
französischen überseeischen Departements mit reinras­
sigen Zuchtschafen und -ziegen aus der Gemeinschaft
festgesetzt werden. Dazu müssen insbesondere die Versor­
gungskosten auf dem Weltmarkt, die sich aus der geogra­
phischen Lage der genannten Departements ergebenden
Bedingungen sowie die beim Export in Drittländer
üblichen Preise der in Frage kommenden Tiere berück­
sichtigt werden .

Die gemeinsamen Durchführungsbestimmungen zu der
Regelung der Versorgung der französischen überseeischen
Departements mit bestimmten landwirtschaftlichen
Erzeugnissen wurden durch die Verordnung (EWG)
Nr. 131 /92 der Kommission (4), geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 2132/92 f), erlassen . Es sind
ergänzende Bestimmungen erforderlich, welche an die im
Sektor Schafe und Ziegen üblichen Handelspraktiken
angepaßt sind, insbesondere was die Gültigkeitsdauer der
Beihilfebescheinigungen sowie die Höhe der Sicherheit
betrifft, welche die Einhaltung der für die Händler
geltenden Verpflichtungen gewährleistet.

Im Hinblick auf eine gute Verwaltung der Versorgungs­
regelung sollte der zeitliche Rahmen für die Einreichung

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 3763/91 vorgesehene Beihilfe für die Belieferung der
französischen Departements mit aus der Gemeinschaft
stammenden reinrassigen Zuchtschafen und -ziegen
sowie die beihilfefähige Anzahl Tiere werden im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Es gilt, außer Artikel 3 Absatz 4, die Verordnung (EWG)
Nr. 131 /92.

Artikel 3

Frankreich bestimmt die Behörde, welche zuständig ist
für

a) die Erteilung der in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 131 /92 vorgesehenen Beihilfebescheini­
gungen ;

b) die Bezahlung der Beihilfe an die betreffenden
Personen.

Artikel 4

( 1 ) Die Bescheinigungsanträge werden bei der zustän­
digen Behörde innerhalb der ersten fünf Arbeitstage eines
jeden Monats gestellt. Ein Bescheinigungsantrag ist nur
gültig, wenn

(') ABl . Nr. L 356 vom 24. 12. 1991 , S. 1 .
O ABl. Nr. L 378 vom 23. 12. 1992, S. 23.
O ABl. Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 15 vom 22. 1 . 1992, S. 13 .
V) ABl. Nr. L 213 vom 29. 7 . 1992, S. 25. (6) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 17.
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Abweichend von Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung
(EWG) Nr. 131 /92 wird die Beihilfe mit dem landwirt­
schaftlichen Umrechnungskurs in Landeswährung umge­
rechnet, der am Tag der Vorlage der Beihilfebescheini­
gung bei den vor Ort zuständigen Behörden gilt.

a) er sich nicht auf mehr Tiere erstreckt, als von Frank­
reich vor Beginn der Antragsfrist als verfügbar
bekanntgegeben ;

b) vor Ablauf der Antragsfrist der Beweis erbracht wird,
daß der Beteiligte eine Sicherheit von 40 ECU je Tier
gestellt hat.

(2) Die Bescheinigungen werden spätestens am
zehnten Arbeitstag eines jeden Monats erteilt.

Artikel 5

Die Beihilfebescheinigungen gelten drei Monate.

Artikel 6

Die in Artikel 1 vorgesehene Beihilfe wird für die
tatsächlich gelieferten Mengen gewährt.

Artikel 7

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

ANHANG

Belieferung der französischen überseeischen Departements mit aus der Gemeinschaft stam
menden reinrassigen Zuchtschafen und -ziegen während eines Kalenderjahres

(m ECU je Tier)

Anzahl der
KN-Code Warenbezeichnung zu liefernden Beihilfe

Tiere

010410 10 Reinrassige Zuchtschafe (') :
— männlich 15 440
— weiblich 15 170

0104 20 10 Reinrassige Zuchtziegen :
— männlich —

— weiblich —

(') Die Zulassung zu dieser Unterposition erfolgt gemäß der Richtlinie 89/361 /EWG des Rates vom 30. Mai 1989 über rein­
rassige Zuchtschafe und -ziegen (ABl. Nr. L 153 vom 6. 6. 1989, S. 30).
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1124/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

über die Eröffnung einer Dauerausschreibung für die Lieferung nach Litauen
von 24 000 Tonnen Brotroggen aus Beständen der deutschen Interventionsstelle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2335/92 des Rates
vom 7. August 1992 über eine Dringlichkeitsmaßnahme
zur Lieferung von Nahrungsmitteln an die Bevölkerung
von Estland, Lettland und Litauen ('),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29 . Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide (2), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1738/92 (3), insbesondere auf Artikel 7
Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2388/92 der
Kommission (4) werden die Getreidelieferungen im
Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 2335/92 durch
Ausschreibung vergeben.

In der Verordnung (EWG) Nr. 1570/77 der Kommis­
sion (*), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 606/92 (Ä), sind unter anderem die Qualitätskriterien
für die Annahme von Brotroggen zur Intervention festge­
legt.

Es ist angezeigt, eine Dauerausschreibung für die Liefe­
rung einer Tranche von Brotroggen aus Beständen der
deutschen Interventionsstelle zu eröffnen .

Erfahrungsgemäß ist es erforderlich, daß der Liefer­
rhythmus eingehalten wird. Es ist deshalb ein Betrag fest­
zusetzen, der bei bestimmten verspäteten Lieferungen von
der Liefergarantie einbehalten wird.

Eine Aufteilung der Lieferungen hat erfahrungsgemäß
zusätzliche Kosten für die Begünstigten und Störungen zu
Lasten anderer Lieferungen zur Folge. Es sollte deshalb
für diesen Fall unbeschadet der Sicherheit gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 2388/92 eine beson­
dere Strafe eingeführt werden, die sich auf 2 ECU/Tonne
beläuft.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die deutsche Interventionsstelle führt unter den in der
Verordnung (EWG) Nr. 2388/92 festgelegten Bedin­
gungen eine Dauerausschreibung für die Lieferung von
Brotroggen aus ihren Beständen nach Litauen durch.

Artikel 2

( 1 ) Die Ausschreibung erstreckt sich auf eine Menge
von 24 000 Tonnen Brotroggen in loser Schüttung, die bis
zum litauischen Seehafen von Klaipeda auf cif-Stufe,
nicht gelöscht (ex ship), zu liefern ist.

(2) Die Gebiete, in denen die 24 000 Tonnen
Brotroggen lagern, sind in Anhang I angegeben.

Artikel 3

( 1 ) Die Gebote können sich nur auf die gesamte Partie
von 24 000 Tonnen beziehen, die in der Ausschreibungs­
bekanntmachung nach Artikel 13 der Verordnung (EWG)
Nr. 2388/92 aufgeführt ist, gemäß den Lieferbedingungen
in Anhang IV.

(2) Abweichend von Artikel 11 Absatz 3 der Verord­
nung (EWG) Nr. 2388/92 wird bei verspäteter Lieferung
je Tag der Verspätung 0,05 % der in Artikel 8 derselben
Verordnung genannten Sicherheit für diejenigen Mengen
einbehalten, die außerhalb der gesetzten Frist geliefert
worden sind . Uberschreitet die Verspätung fünf Tage,
werden je Tag der Verspätung 0,1 % einbehalten.

(3) Darüber hinaus wird ein Teil der Sicherheit gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 2388/92 einbe­
halten, der eventuell zusätzlich entstehenden Kosten
entspricht, die gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 2388/92 oder vergleichbaren Bestimmungen
in anderen Sektoren von der Gemeinschaft getragen
werden.

(4) Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze sind
anwendbar, falls die Ursache für die verspätete Lieferung
vom Zuschlagsempfänger zu vertreten ist.

Artikel 4

( 1 ) Die Einreichungsfrist für die Gebote der ersten
Teilausschreibung endet am 13 . Mai 1993 um 11 Uhr
(Brüsseler Zeit).

(2) Die Einreichungsfrist für die Gebote der letzten
Teilausschreibung endet am 3. Juni 1993 um 11 Uhr
(Brüsseler Zeit).

(') ABl . Nr. L 227 vom 11 . 8 . 1992, S. 2.
O ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(3) ABl . Nr. L 180 vom 1 . 7. 1992, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 233 vom 15. 8 . 1992, S. 6.
O ABl. Nr. L 174 vom 14. 7 . 1977, S. 18 .
(6) ABl . Nr. L 65 vom 11 . 3 . 1992, S. 25.
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(3) Abweichend von Artikel 14 der Verordnung (EWG)
Nr. 2388/92 veröffentlicht die betreffende Interventions­
stelle mindestens drei Tage vor dem Zeitpunkt der ersten
Teilausschreibung eine Ausschreibungsbekanntmachung.

Artikel 5

Die Gebote müssen bei der deutschen Interventionsstelle
eingereicht werden.
Die deutsche Interventionsstelle übermittelt der Kommis­
sion die Gebote gemäß dem Schema in Anhang II.

Artikel 6

Die Ubernahmebestätigung nach Artikel 9 Absatz 3 der
Verordnung (EWG) Nr. 2388/92 ist in Anhang III aufge­
führt.

Die Bestätigung wird nach dem Entladen der Waren
ausgestellt.

Artikel 7

(1 ) Der Zuschlagsempfänger verpflichtet sich, den
litauischen Behörden die im Rahmen der Lieferung
vorgeschriebenen Dokumente vorzulegen, die in der von

der deutschen Interventionsstelle erstellten Ausschrei­
bungsbekanntmachung aufgeführt sind.

(2) Der Zuschlagsempfänger setzt die litauischen
Behörden, die Interventionsstelle, in deren Besitz sich das
betreffende Erzeugnis befindet, und die Kommissions­
dienststellen über die Abwicklung der Lieferung bis zur
Ubernahmestufe regelmäßig in Kenntnis.

Artikel 8

Die betroffenen Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß im Rahmen der
Lieferung keine Erstattung gewährt wird ; dies erfolgt
insbesondere durch einen besonderen Vermerk auf der
Ausfuhrlizenz.

Artikel 9

Für die Verbuchung der Ausgaben durch den EAGFL
wird der Buchwert der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse
auf 51 ECU/Tonne festgesetzt.

Artikel 10

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

(in Tonnen)

Lagerort Menge

Niedersachsen/Bremen 24 000

ANHANG II

Dauerausschreibung für die Lieferung nach Litauen von 24 000 Tonnen Brotroggen aus
Beständen der deutschen Interventionsstelle

(Verordnung (EWG) Nr. 1124/93)

XI . , „ x , . T Veranschlagte LieferkostenNumerierung der Bieter Menge in Tonnen ECU/Tonne)
1 2 3

1

2

3

4

usw.
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ANHANG III

LIEFERUNG AUF DEM SEEWEG

ÜBERNAHMEBESTÄTIGUNG

Der Unterzeichnete :

(Name, Vorname, Firma)

bestätigt im Auftrag der litauischen Regierung, daß die nachstehend aufgeführten Waren übernommen
worden sind :

— Name des Schiffes :

— Ubernahmeort und -datum :

— Erzeugnis :

— Ubernahmegewicht in Tonnen :

Bemerkungen oder Vorbehalte :

ANHANG IV

Lieferbedingungen

Lieferung einer Partie von 24 000 Tonnen in loser Schüttung cif Hafen von Klaipeda in Litauen, nicht
gelöscht (ex ship).
Diese Lieferung erfolgt nach Wahl des Zuschlagsempfängers folgendermaßen :
— Anlieferung von 24 000 Tonnen zwischen dem 2. und dem 4. Juni 1993 oder
— Aufteilung in höchstens zwei Teile zu je 12 000 Tonnen zur Anlieferung
— zwischen dem 2. und dem 4. Juni 1993,
— zwischen dem 9. und dem 11 . Juni 1993.

Die Lieferung darf bis zur angegebenen Lieferstufe nicht aufgeteilt werden. Bei Nichteinhaltung dieser
Verpflichtung wird eine Strafe verhängt, die sich auf 2 ECU/Tonne beläuft und von der Interventionsstelle
des betreffenden Mitgliedstaats abgezogen wird.

Diese Lieferungen können auf Veranlassung und Verantwortung des Zuschlagsempfängers beschleunigt
werden, sofern die Entlade- und Abnahmeeinrichtungen des Hafens von Klaipeda dies erlauben.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1125/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Festsetzung der Einfuhrabschöpfungen für Reis und Bruchreis

(EWG) Nr. 764/93 der Kommission .(*), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1032/93 (6), festgesetzt
worden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 des Rates
vom 21 . Juni 1976 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Reis ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 674/92 (2), insbesondere auf Artikel 11
Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 833/87 der
Kommission vom 23. März 1987 mit Durchführungsbe­
stimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 3877/86 des
Rates über die Einfuhren der Reissorte „aromatisierter
langkörniger Basmati" der KN-Codes 100610, 1006 20
und 1006 30 (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 674/91 (4), insbesondere auf Artikel 8,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Reis und Bruchreis anzuwen­
denden Abschöpfungen sind durch die Verordnung

Artikel 1

Die Abschöpfungen, die bei der Einfuhr der in Artikel 1
Absatz 1 Buchstaben a) und b) der Verordnung (EWG)
Nr. 1418/76 genannten Erzeugnisse zu erheben sind, sind
im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 166 vom 25. 6. 1976, S. 1 .
O ABl. Nr. L 73 vom 19. 3 . 1992, S. 7.

O ABl. Nr. L 79 vom 1 . 4. 1993, S. 6.(3) ABl. Nr. L 80 vom 24. 3 . 1987, S. 20.
(4) ABl. Nr. L 75 vom 21 . 3 . 1991 , S. 29. (*) ABl . Nr. L 108 vom 1 . 5. 1993, S. 9 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. Mai 1993 zur Festsetzung der Einfuhr­
abschöpfungen für Reis und Bruchreis

(ECU/ Tonne)

Abschöpfungen (6)

KN-Code Regelung gemäß AKP Drittländer
Verordnung (EWG) Bangladesch (außer AKP)
Nr. 3877/86 0 (WH4) (3)

1006 10 21 — 158,36 323,92
1006 10 23 — 175,36 357,93
1006 10 25 — 175,36 357,93
1006 10 27 268,45 175,36 357,93
1006 10 92 — 158,36 323,92
1006 10 94 — 175,36 357,93
1006 10 96 — 175,36 357,93
1006 10 98 268,45 175,36 357,93
1006 20 11 — 198,85 404,90
1006 20 13 — 220,10 447,41
1006 20 15 — 220,10 447,41
1006 20 17 335,56 220,10 447,41
1006 20 92 . — 198,85 404,90
1006 20 94 — 220,10 447,41
1006 20 96 — 220,10 447,41
1006 20 98 335,56 220,10 447,41
1006 30 21 — 246,31 516,48
1006 30 23 — 314,75 653,27
1006 30 25 — 314,75 653,27
1006 30 27 489,95 314,75 653,27
1006 30 42 — 246,31 516,48
1006 30 44 — 314,75 653,27
1006 30 46 — 314,75 653,27
1006 30 48 489,95 314,75 653,27
1006 30 61 — 262,68 550,06
1006 30 63 — 337,80 700,31
1006 30 65 — 337,80 700,31
1006 30 67 525,23 337,80 700,31
1006 30 92 — 262,68 550,06
1006 30 94 — 337,80 700,31
1006 30 96 — 337,80 700,31
1006 30 98 525,23 337,80 700,31
1006 40 00 — 83,92 173,84

(') Vorbehaltlich der Anwendung der Vorschriften der Artikel 12 und 13 der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 .
(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen bei der unmittelbaren Einfuhr von
Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean in das
überseeische Departement Reunion erhoben.

(3) Die Abschöpfung bei der Einfuhr von Reis in das überseeische Departement Reunion ist in Artikel IIa der
Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 festgesetzt.

(*) Bei der Einfuhr von Reis, ausgenommen Bruchreis (KN-Code 1006 40 00), mit Ursprung in Bangladesch gilt die
im Rahmen der Verordnungen (EWG) Nr. 3491 /90 und (EWG) Nr. 862/91 festgelegte Abschöpfung.

(*) Bei der Einfuhr von Reis der Reissorte „aromatisierter, langkörniger Basmati" gilt die im Rahmen der Verord­
nung (EWG) Nr. 3877/86 festgelegte Abschöpfung.

(6) Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden Erzeugnisse mit Ursprung in überseeischen
Ländern und Gebieten vorbehaltlich der Entscheidung 93/127/EWG, geändert durch die Entscheidung 93/211 /
EWG, im Fall des halbgeschliffenen Reis der KN-Codes 1006 30 21 bis 1006 30 48 mit Ursprung in den Nieder­
ländischen Antillen abschöpfungsfrei eingeführt.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1126/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Festsetzung der Prämien als Zuschlag zu den Einfuhrabschöpfungen für Reis
und Bruchreis

Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben, abgeän­
dert —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 des Rates
vom 21 . Juni 1976 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Reis ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 674/92 (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die Prämien, die den Abschöpfungen für Reis und
Bruchreis hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 3862/92 der Kommission (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1033/93 (4), festgesetzt
worden .

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden

Artikel 1

Die Prämiensätze als Zuschlag zu den im voraus festge­
setzten Abschöpfungen für die Einfuhren von Reis und
Bruchreis mit Ursprung in Drittländern sind im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 166 vom 25. 6. 1976, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 73 vom 19 . 3. 1992, S. 7.
O ABl. Nr. L 390 vom 31 . 12. 1992, S. 86.
M ABl. Nr. L 108 vom 1 . 5. 1993, S. 11 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. Mai 1993 zur Festsetzung der Prämien als
Zuschlag zu den Einfuhrabschöpfungen für Reis und Bruchreis

(ECU/ Tonne)

laufender , — . T -> tKN-Code Monat L Term- 2" Term" 3 ' Term-
5 6 7 8

1006 10 21 0 0 0 —

1006 10 23 0 0 0 —

1006 10 25 0 0 0 —

1006 10 27 0 0 0 —

1006 10 92 0 0 0 —

1006 10 94 0 0 0 —

1006 10 96 0 0 0 —

1006 10 98 0 0 0 —

1006 20 11 0 0 0 —

1006 20 13 0 0 0 —

1006 20 15 0 0 0 —

1006 20 17 0 0 0 —

1006 20 92 0 0 0 —

1006 20 94 0 0 0 —

1006 20 96 0 0 0 —

1006 20 98 0 0 o —

1006 30 21 0 0 0 —

1006 30 23 0 0 0 —

1006 30 25 0 0 0 —

1006 30 27. 0 0 0 —

1006 30 42 0 0 0 —

1006 30 44 0 0 0 —

1006 30 46 0 0 0 —

1006 30 48 0 0 0 —

1006 30 61 0 0 0 —

1006 30 63 0 0 0 —

1006 30 65 0 0 0 —

1006 30 67 0 0 0 —

1006 30 92 0 0 0 —

1006 30 94 0 0 0 —

1006 30 96 0 0 0 —

1006 30 98 0 0 0 —

1006 40 00 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1127/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 über den Ankauf von Rind
fleisch durch Ausschreibung

unter Berücksichtigung der der Kommission vorliegenden
Notierungen die Änderung des Verzeichnisses der
Mitgliedstaaten oder der Gebiete, in welchen der Ankauf
durch Ausschreibung eröffnet ist, zur Folge. Sie erfordert
außerdem die Änderung des Verzeichnisses der Qualitäts­
gruppen, die Gegenstand von Interventionsankäufen sind,
gemäß den Anhängen der vorliegenden Verordnung.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Rindfleisch —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Rindfleisch ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 125/93 (2), insbesondere auf Artikel 6
Absatz 8 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 der Kommission
vom 9. Juni 1989 über den Ankauf von Rindfleisch durch
Ausschreibung (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 813/93 (4), wurde in einigen Mitgliedstaaten
oder Gebieten eines Mitgliedstaats der Ankauf mehrerer
Qualitätsgruppen durch Ausschreibung eröffnet.
Die Anwendung von Artikel 6 Absätze 2, 3 und 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 805/68 sowie die Notwendigkeit,
die Intervention auf die Käufe zu beschränken, die für
eine angemessene Marktstützung notwendig sind, hat

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 wird
durch den Anhang der vorliegenden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 10. Mai 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

O ABl. Nr. L 148 vom 28. 6 . 1968, S. 24.
i1) ABl. Nr. L 18 vom 27. 1 . 1993 , S. 1 .
O ABl. Nr. L 159 vom 10. 6 . 1989, S. 36.
(4) ABl. Nr. L 82 vom 3 . 4. 1993, S. 18 .
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ANEXO — BILAG — ANHANG — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ — ANNEX — ANNEXE — ALLEGATO —
BIJLAGE — ANEXO

Estados miembros o regiones de Estados miembros y grupos de calidades previstos en el apartado
1 del artículo 1

Medlemsstater eller regioner og kvalitetsgrupper, jf. artikel 1 , stk. 1

Mitgliedstaaten oder Gebiete eines Mitgliedstaats sowie die in Artikel 1 Absatz 1 genannten
Qualitätsgruppen

Κρήτη μέλη ή περιοχές κρατών μελών και ομάδες ποιότητος που αναφέρονται στο άρ&ρο 1
παράγραφος 1

Member States or regions of a Member State and quality groups referred to in Article 1 (1 )

États membres ou régions d'États membres et groupes de qualités visés à l'article l er;
paragraphe 1

Stati membri o regioni di Stati membri e gruppi di qualita di cui all'articolo 1 , paragrafo 1

In artikel 1 , lid 1 bedoelde Lid-Staten of gebieden van een Lid-Staat en kwaliteitsgroepen

Estados-membros ou regiões de Estados-membros e grupos de qualidades referidos no n? 1 do
artigo 1 ?

Estados miembros o regiones
de Estados miembros

Medlemsstat eller region
Mitgliedstaaten oder Gebiete

eines Mitgliedstaats
Κράτος μέλος ή περιοχές

κράτους μέλους
Member States or regions

of a Member State

États membres ou régions
d'États membres

Stati membri o regioni
di Stati membri

Lid-Staat of gebied
van een Lid-Staat

Estados-membros ou regiões
de Estados-membros

Categoria A

Kategori A

Kategorie A

Κατηγορία A

Category A

Catégorie A

Categoria A

Categorie A

Categoria A

Categoria C

Kategori C

Kategorie C

Κατηγορία Γ

Category C

Catégorie C

Categoria C

Categorie C

Categoria C

U R O U R O

Belgique x x
Denmark x x

Deutschland x x

France xx x

Nederland

Ireland x x x

Great Britain x x

Northern Ireland x x
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1128/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

über die Aussetzung einer Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr von
Weichweizen

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1738/92 (2), insbesondere auf Artikel 16
Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es ist angebracht, die durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1346/92 der Kommission (3) vorgesehener Ausschrei­
bung auszusetzen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die durch die Verordnung (EWG) Nr. 1346/92 vorgese­
hene Ausschreibung wird ausgesetzt

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
O ABl. Nr. L 180 vom 1 . 7. 1992, S. 1 .
O ABl. Nr. L 145 vom 27. 5. 1992, S. 31 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1129/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Festsetzung des Mindesteinfuhrpreises für bestimmte Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Kirschen für das Wirtschaftsjahr 1993//9

der Verordnung (EWG) Nr. 426/86 genannte Verarbei­
tungserzeugnisse aus Kirschen ein Mindesteinfuhrpreis
festgesetzt werden. Der so festgesetzte Mindestpreis muß
für die gleichen in der Verordnung (EWG) Nr. 3953/92
aufgeführten Erzeugnisse mit Ursprung in den Repu­
bliken Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Slowenien
sowie dem Gebiet der ehemaligen Jugoslawischen Repu­
blik Mazedonien gelten.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemüse —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 426/86 des Rates
vom 24. Februar 1986 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemüse ('), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 1 569/92 (2), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 6,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3953/92 des Rates
vom 21 . Dezember 1992 über die Einfuhrregelung für
Waren mit Ursprung in den Republiken Bosnien-Herze­
gowina, Kroatien und Slowenien sowie dem Gebiet der
ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien (3),
insbesondere auf Artikel 10,

in Erwägung nachstehender Gründe :

In der Verordnung (EWG) Nr. 3225/88 des Rates (4)
wurden die Grundregeln für die Anwendung des Mindest­
einfuhrpreises für bestimmte Kirschen festgelegt.

Gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 426/86 wird der Mindesteinfuhrpreis insbesondere
unter Berücksichtigung folgender Faktoren festgesetzt :
— des Frei-Grenze-Preises bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft,

— der Weltmarktpreise,
— der Lage auf dem Gemeinschaftsmarkt,
— der Entwicklung des Handels mit den Drittländern.

Aufgrund der vorgenannten Kriterien muß für das Wirt­
schaftsjahr 1993/94 für bestimmte im Anhang I Teil B

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 426/86 und Artikel 5 Absatz 2 zweiter Unterabsatz
der Verordnung (EWG) Nr. 3953/92 gilt für alle im
Anhang dieser Verordnung aufgeführten Erzeugnisse im
Wirtschaftsjahr 1993/94 der dort angegebene Mindestein­
fuhrpreis.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 10. Mai 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABL Nr. L 49 vom 27. 2. 1986, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 166 vom 20. 6 . 1992, S. 5.
O ABl. Nr. L 406 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 288 vom 21 . 10 . 1988 , S. 11
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ANHANG

(in ECU/100 kg Eigengewicht)

KN-Code Warenbezeichnung eS^is
ex 0811 Früchte, auch in Wasser oder Dampf gekocht, gefroren, auch mit Zusatz

von Zucker oder anderen Süßmitteln :

ex 0811 90 — andere :

— — mit Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln :

ex 0811 90 10 mit einem Zuckergehalt von mehr als 13 GHT :
— — — — Sauerkirschen (Prunus cerasus) :

ex 0811 90 10 _____ nicht entsteint 48,20
ex 0811 90 10 _____ andere 54,50

— — — — andere Kirschen :

ex 0811 90 10 nicht entsteint 48,20
ex 0811 90 10 _____ andere 54,50
ex 0811 90 30 andere :

— — — — Sauerkirschen (Prunus cerasus) :
ex 0811 90 30 _____ nicht entsteint 48,20
ex 0811 90 30 _____ andere 54,50

— — — — andere Kirschen :

ex 0811 90 30 nicht entsteint 48,20
ex 0811 90 30 _____ andere 54,50

— — andere :

ex 0811 90 90 — — — andere :

— — — — Sauerkirschen (Prunus cerasus) :
ex 0811 90 90 _____ nicht entsteint 48,20
ex 0811 90 90 _____ andere 54,50

— — — — andere Kirschen :

ex 0811 90 90 _____ nicht entsteint 48,20
ex 0811 90 90 _____ andere 54,50
ex 0812 Früchte, vorläufig haltbar gemacht (z.B. durch Schwefeldioxid oder

Wasser, dem Salz, Schwefeldioxid oder andere vorläufig konservierend
wirkende Stoffe zugesetzt sind), zum unmittelbaren Genuß nicht
geeignet :

0812 10 00 — Kirschen :

ex 081210 00 — — Sauerkirschen (Prunus cerasus) —
ex 081210 00 — — andere —

2008 Früchte und andere genießbare Pflanzenteile, in anderer Weise zube­
reitet oder haltbar gemacht, auch mit Zusatz von Zucker, anderen
Süßmitteln oder Alkohol, anderweitig weder genannt noch inbegriffen :

2008 60 — Kirschen :

— — ohne Zusatz von Alkohol :

— — — mit Zusatz von Zucker, in unmittelbaren Umschließungen mit
einem Gewicht des Inhalts von mehr als 1 kg :

2008 60 51 — — — — Sauerkirschen (Prunus cerasus) 60,80
2008 60 59 — — — — andere 60,80

— — — mit Zusatz von Zucker, in unmittelbaren Umschließungen mit
einem Gewicht des Inhalts von 1 kg oder weniger :

2008 60 61 — — — — Sauerkirschen (Prunus cerasus) 67,10
2008 60 69 andere 67,10

— — — ohne Zusatz von Zucker, in unmittelbaren Umschließungen
mit einem Gewicht des Inhalts von :

— — — — 4,5 kg oder mehr :
2008 60 71 _____ Sauerkirschen (Prunus cerasus) 53,70
2008 60 79 andere 53,70

— — — — weniger als 4,5 kg :
2008 60 91 _____ Sauerkirschen (Prunus cerasus) 58,70
2008 60 99 andere 58,70
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 1130/93 DER KOMMISSION
vom 7. Mai 1993

zur Festsetzung der Beihilfe für Baumwolle

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Akte über den Beitritt Griechenlands,
insbesondere auf die Absätze 3 und 10 des Protokolls
Nr. 4 über Baumwolle, geändert durch die Akte über den
Beitritt Spaniens und Portugals, insbesondere auf das
Protokoll Nr. 14 in deren Anhang, und durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 4006/87 der Kommission ('),
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2169/81 des Rates
vom 27. Juli 1981 zur Festlegung der allgemeinen
Vorschriften der Beihilferegelung für Baumwolle (2),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 2053/92 (3), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1 ,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Die in Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 2169/81 genannte Beihilfe ist in der Verordnung
(EWG) Nr. 3868/92 der Kommission (4), zuletzt geändert

durch die Verordnung (EWG) Nr. 1 1 06/93 Q, festgesetzt
worden.

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG)
Nr. 3868/92 genannten Vorschriften und Durchführungs­
bestimmungen auf die Unterlagen, über die die Kommis­
sion gegenwärtig verfügt, erfordert eine Änderung der zur
Zeit geltenden Höhe der Beihilfe entsprechend dem
Artikel 1 dieser Verordnung —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Höhe der in Artikel 5 der Verordnung (EWG)
Nr. 2169/81 genannten Beihilfe für nicht entkörnte
Baumwolle wird auf 70,264 ECU/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 377 vom 31 . 12. 1987, S. 49.
(2) ABl. Nr. L 211 vom 31 . 7. 1981 , S. 2.
O ABl. Nr. L 215 vom 30. 7. 1992, S. 12.
(4) ABl . Nr. L 390 vom 31 . 12. 1992, S. 106. O ABl. Nr. L 112 vom 6. 5. 1993, S. 31 .
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VERORDNUNG EWG Nr. 1131/93 DER KOMMISSION

vom 7. Mai 1993

zur Änderung der Einfuhrabschöpfungen für Getreide- und
Reisverarbeitungserzeugnisse

Um ein reibungsloses Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu ermöglichen, ist für die Berechnung der
Abschöpfungen bei den floatenden Währungen der im
Referenzzeitraum vom 6. Mai 1993 festgestellte repräsen­
tative Marktkurs anzuwenden.

Der vorgenannte Berichtigungsfaktor bezieht sich auf alle
Berechnungselemente der Abschöpfung, einschließlich
der Äquivalenzkoeffizienten.

Die zuletzt festgesetzte Abschöpfung der Grund­
erzeugnisse weicht von den mittleren Abschöpfungen um
mehr als 3,02 ECU je Tonne des Grunderzeugnisses ab.
Daher müssen aufgrund von Artikel 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 1 579/74 der Kommission (10), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1740/78 (u), die zur
Zeit geltenden Abschöpfungen entsprechend dem
Anhang zu dieser Verordnung geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1738/92 (2), insbesondere auf Artikel 14
Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418/76 des Rates
vom 21 . Juni 1976 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Reis (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 674/92 (4), insbesondere auf Artikel 12
Äbsatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (*), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs­
erzeugnissen zu erhebenden Abschöpfungen sind durch
die Verordnung (EWG) Nr. 987/93 der Kommission (6),
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1076/93 Q,
festgesetzt worden.

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1906/87 des Rates (8) ist
die Verordnung (EWG) Nr. 2744/75 des Rates (9) betref­
fend die KN-Codes 2302 10, 2302 20, 2302 30 und
2302 40 geändert worden.

Artikel 1

Die bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs­
erzeugnissen, die der Verordnung (EWG) Nr. 2744/75
unterliegen und im Anhang der Verordnung (EWG)
Nr. 987/93 festgesetzt sind, zu erhebenden Abschöp­
fungen werden wie im Anhang angegeben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Mai 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Mai 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 180 vom 1 . 7. 1992, S. 1 .
(3) ABl . Nr. L 166 vom 25. 6. 1976, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 73 vom 19. 3 . 1992, S. 7.
O ABl. Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(s) ABl . Nr. L 102 vom 28 . 4. 1993, S. 6.
O ABl. Nr. L 108 vom 1 . 5. 1993, S. 125.
(8) ABl . Nr. L 182 vom 3. 7. 1987, S. 49.
O ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 65.

(10) ABl . Nr. L 168 vom 25. 6. 1974, S. 7.
(") ABl. Nr. L 202 vom 26. 7. 1978, S. 8 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. Mai 1993 zur Änderung der Einfuhr­
abschöpfungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

(ECU/Tonne)

Abschöpfungen (8)

KN-Code Drittländer
(ausgenommen AKP)

1102 30 00 183,30 186,32
1103 1400 183,30 186,32
1103 29 50 183,30 186,32

110419 91 311,26 317,30
1108 19 10 262,84 293,67

(8) Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten keine Abschöpfungen erhoben .
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 12. November 1992

zur Vereinbarkeit eines Zusammenschlusses mit dem Gemeinsamen Markt

(Fall IV/M. 222 — Mannesmann/Hoesch)
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(93/247/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates
vom 21 . Dezember 1989 über die Kontrolle von Unter­
nehmenszusammenschlüssen ('), insbesondere auf
Artikel 8 Absatz 2,

im Hinblick auf den Antrag des deutschen Bundeskartell­
amtes vom 29. Juni 1992 auf Verweisung des Falles nach
Artikel 9 Absatz 2 der genannten Verordnung,

im Hinblick auf die Entscheidung der Kommission vom
14. Juli 1992 zur Einleitung des Verfahrens in diesem
Fall ,

nachdem den beteiligten Unternehmen Gelegenheit
gegeben wurde, zu den von der Kommission vorge­
brachten Beschwerdepunkten Stellung zu nehmen,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für die
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen (2),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Geschäftsbereiche für Präzisionsstahlrohre in ein
neu zu gründendes paritätisches Gemeinschafts­
unternehmen, die Mannesmann Hoesch Präzisrohr
GmbH (MHP), einzubringen. MRW wird seine
Betriebsstätten in Brackwede, Holzhausen,
Remscheid und Wickede sowie seine 75%-Beteili­
gung an der niederländischen Robur Buizenfabriek,
Helmond, einbringen. Darüber hinaus wird die
Betriebsstätte für Präzisrohre der Mannesmannröh­
renwerke Sachsen GmbH (MRS) im Rahmen einer
Auftragsfertigung für MHP tätig werden. Hoesch
wird seine Betriebsstätte in Hamm sowie seine
100%ige Beteiligung an der Schulte Rohrbearbei­
tung GmbH in Drensteinfurt einbringen.

(2) Im Hinblick auf Nicht-Präzisionsrohre wird
Hoesch als Gegenleistung seine Beteiligung an
seiner 100%igen Tochter, der Hoesch Tubulär
Products Corporation, USA (HTP), auf MRW über­
tragen und MRW eine 50%ige Beteiligung an der
im vollständigen Hoesch-Besitz stehenden Tochter,
der Gebr. Fuchs GmbH, Siegen (Fuchs), einräumen.
Hierdurch wird Fuchs ein paritätisches Gemein­
schaftsunternehmen von MRW und Hoesch. Der
Teil der Hoesch-Betriebsstätte in Hamm, der
Nicht-Präzisrohre herstellt und auf MHP über­
tragen wird, wird im Rahmen einer Auftragsferti­
gung für MRW tätig. Hoesch hat keine anderen
Aktivitäten im Bereich der Nicht-Präzisionsrohre.

(3) Der Geschäftsbereich Nicht-Präzisionsrohre von
MRW sowie die Tochtergesellschaften in Brasilien
und in der Türkei, die Stahlrohre herstellen, sind
nicht Teil der Vereinbarung. MRW und Hoesch
(über Krupp) sind jeweils mit 11 % an dem

I. DAS ANGEMELDETE VORHABEN

( 1 ) Die Mannesmannröhren-Werke AG (MRW) und
die Hoesch AG (Hoesch) beabsichtigen, ihre

(') ABl. Nr. L 395 vom 30. 12. 1989, S. 1 , in der im ABl. Nr. L
257 vom 21 . 9 . 1990, S. 13, veröffentlichten berichtigten Fas­
sung

0 ABl. Nr. C 128 vom 8. 5. 1993, S. 3.
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Vertretern der Anteilseigner in den Aufsichtsräten
und im Gesellschafterausschuß von MHP haben.
Die Geschäftsführung jedes Gemeinschaftsunter­
nehmens muß alle wesentlichen Geschäftsfüh­
rungsmaßnähmen einschließlich der Entschei­
dungen über die Geschäfts-, Vertriebs- und Preis­
politik sowie der Investitions-, Finanz- und Perso­
nalplanung entweder dem Aufsichtsrat (Fuchs) oder
dem Gesellschafterausschuß (MHP) zur vorherigen
Zustimmung vorlegen.

Aus diesen Gründen werden MHP und Fuchs im
Sinne von Artikel 3 der Fusionsverordnung
gemeinschaftlich kontrolliert.

kleinen deutschen Stahlhersteller NMH Stahlwerke
GmbH beteiligt. Dieses Unternehmen hat eine
Tochtergesellschaft, die Rohrwerke Neue Maxhütte
GmbH [ . . .] ('). Diese Stahlrohraktivitäten werden
ebenfalls nicht in das Zusammenschlußvorhaben
eingebracht.

(4) Da die oben dargestellten Vorhaben jeweils einen
Teil der Grundsatzvereinbarung der Parteien, ihre
Stahlrohraktivitäten umzustrukturieren, bilden, von
denselben Parteien durchgeführt werden und sich
auf dieselben industriellen Bereiche beziehen, sind
sie als einheitlicher Zusammenschluß im Sinne
von Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89,
nachstehend „Fusionsverordnung" genannt, anzu­
sehen, der die Gründung der zwei Gemeinschafts­
unternehmen, MHP und Fuchs, sowie den Erwerb
der alleinigen Kontrolle von HTP durch MRW
umfaßt.

IL DIE PARTEIEN

(5) MRW ist tätig in der Produktion, Weiterverarbei­
tung und dem Vertrieb von Stahlrohren. MRW ist
eine 75%ige Tochtergesellschaft der Mannesmann
AG. Letztere ist ein deutscher diversifizierter
Konzern mit Aktivitäten im Maschinen- und Anla­
genbau, in der Informations- und Elektrotechnik,
in der Herstellung von Kraftfahrzeugteilen, der
Herstellung, der Weiterverarbeitung und dem
Handel von Eisen- und Stahlprodukten sowie den
damit verbundenen Dienstleistungen. Die anderen
25 % der Anteile an MRW gehören der Thyssen
Stahl AG, einem deutschen Stahlhersteller, der
nicht am vorliegenden Zusammenschluß beteiligt
ist.

(6) Hoesch ist ebenfalls ein deutscher Hersteller von
Eisen- und Stahlerzeugnissen und hat vielfältige
Aktivitäten im weiteren Umfeld dieser Geschäftsbe­
reiche. Hoesch wird von der Krupp GmbH über­
nommen. Dieses Vorhaben wurde bereits nach dem
EGKS-Vertrag freigegeben (2) und fällt hinsichtlich
der Produkte, die nicht dem EGKS-Vertrag unter­
liegen, nicht unter die Fusionsverordnung.

III. KONZENTRATIVE GEMEINSCHAFTS­
UNTERNEHMEN

Gemeinsame Kontrolle

(7) MRW und Hoesch werden jeweils 50 % der
Anteile an MHP und Fuchs halten . Sie werden
gleiche Stimmrechte und die gleiche Anzahl von

Selbständige wirtschaftliche Einheit

(8) MHP wird seine geschäftlichen Aktivitäten eigen­
verantwortlich durchführen . Die Parteien haben
vereinbart, MHP im Verhältnis ihrer Anteile mit
den notwendigen finanziellen Mitteln für seine
Geschäftstätigkeit auszustatten, wenn das Unter­
nehmen dies nicht mit eigenen Mitteln kann und
anderweitig keine günstigere Finanzierung
gefunden werden kann.

(9) Fuchs ist gegenwärtig ein Unternehmen, das alle
Funktionen einer selbständigen wirtschaftlichen
Einheit erfüllt. Dieses wird sich trotz der Neuord­
nung der Eigentümerverhältnisse nicht ändern. Die
Parteien haben vereinbart, daß Fuchs weiterhin als
unabhängiges Unternehmen mit einer eigenen
Marktstrategie bestehen bleiben wird und daß es,
ebenso wie MHP, die notwendigen finanziellen
Mittel für seine Tätigkeit zur Verfügung gestellt
bekommt.

(10) Die Versorgung beider Gemeinschaftsunternehmen
mit Stahlvorprodukten wird nahezu vollständig von
den Muttergesellschaften übernommen. Die Stahl­
vorprodukte machen etwa 80 % der Materialkosten
und etwa 25 % bis 40 % der gesamten Produk­
tionskosten aus. MHP wird voraussichtlich einen
wesentlichen Teil seiner Verkäufe (ca. 40 %) über
die Handelshäuser der Mütter abwickeln. Darüber
hinaus ist zu berücksichtigen, daß Vereinbarungen
über gegenseitige Auftragsfertigungen bestehen (die
Nicht-Präzisrohre bei MHP werden im Auftrag für
MRW gefertigt und die gesamte Produktion von
Präzisrohren bei MRS, im Auftrag von MHP).

(1 1 ) Obwohl erhebliche geschäftliche Beziehungen
zwischen den Müttern und ihren Gemeinschafts­
unternehmen, insbesondere MHP, bestehen
werden, sind diese nicht geeignet, die Gesamtbeur­
teilung, daß MHP und Fuchs als voll funktionsfä­
hige Gemeinschaftsunternehmen tätig werden, zu
verändern . Es ist zu berücksichtigen, daß in der
Stahlindustrie eine vertikale Integration üblich und
in einem gewissen Ausmaß notwendig ist. Alle
großen europäischen Wettbewerber, wie British
Steel, Usinor, ILVA, sind integrierte Konzerne. Sie
versorgen ihre Rohrgesellschaften mit Stahl, und

(') In der veröffentlichten Fassung dieser Entscheidung wurden
gemäß Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
4064/89 über die Nichtweitergabe von Geschäftsgeheimnissen
einige Informationen ausgelassen. Zum besseren Verständnis
des Textes werden jedoch in einer Fußnote einige allgemeine
Informationen gegeben, sofern dies ohne eine Verletzung der
Pflicht zur Geheimhaltung von Geschäftsgeheimnissen mög­
lich ist.

(2) Entscheidung der Kommission vom 15. Mai 1992 (unveröf­
fentlicht).
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sie sind auch als Stahlhändler tätig. Darüber hinaus
ist die eigene Wertschöpfung der Gemeinschafts­
unternehmen im Verhältnis zu der von den
Müttern bereitgestellten Stahlversorgung erheblich .

(12) Da MHP und Fuchs mit wesentlichem Anlagever­
mögen und finanziellen Mitteln ausgestattet werden
und ihre geschäftlichen Beziehungen zu ihren
Müttern nicht über das in der Industrie übliche
Maß hinausgehen, sind beide Gemeinschaftsunter­
nehmen im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 als
Unternehmen anzusehen, die dauerhaft alle Funk­
tionen einer selbständigen wirtschaftlichen Einheit
erfüllen .

Keine Koordinierung des Wettbewerbsverhal­
tens voneinander unabhängig bleibender

Unternehmen

(13) Hoesch wird seine gesamten Aktivitäten im Präzi­
sionsrohrgeschäft auf MHP übertragen. Im
Hinblick auf Nicht-Präzisrohre wird es seine
100%ige Tochtergesellschaft HTP an MRW veräu­
ßern und MRW eine 50%ige Beteiligung an Fuchs
gewähren. Nach dem Vollzug wird Hoesch keine
anderen Geschäftsinteressen in den Stehlrohr­
märkten mehr haben als die Beteiligungen an
beiden Gemeinschaftsunternehmen. Aufgrund der
Interessen von Hoesch an der Stahlversorgung
beider Gemeinschaftsunternehmen und der beste­
henden Überkapazitäten auf den Stahlmärkten ist
es für Hoesch bei wirtschaftlicher Betrachtungs­
weise nicht vernünftig, auf die Märkte für Stahl­
rohre wieder hinzuzutreten.

(14) MRW wird auf den Märkten der Gemeinschafts­
unternehmen tätig bleiben. Hinsichtlich des Nicht­
Präzisrohr-Geschäftes gilt dies insbesondere
deshalb, weil MRW über umfangreiche eigene
Interessen außerhalb von Fuchs verfügt. Im
Hinblick auf das Präzisionsrohr-Geschäft wird
MRW nur geringe eigene Interessen außerhalb von
MHP aufrechterhalten. Diese sind

— seine Produktionskapazitäten in MRS, die aller­
dings zur Auftragsfertigung für MHP bestimmt
sind,

— seine Interessen in bezug auf das Röhrenwerk
Neue Maxhütte, einem relativ unbedeutenden
Produzenten, und

— seine Mehrheitsbeteiligungen an Stahlrohrher­
stellern in Brasilien und in der Türkei ; beide
tätigen vernachlässigbare Verkäufe in die EG.

(15) Die unterschiedlichen Interessenlagen von Hoesch,
das sich aus den Rohrmärkten zurückziehen wird,
im Vergleich zu MRW, das wesentliche Interessen
in diesen Märkten beibehalten wird, spiegeln sich
in der Geschäftsordnung des Gesellschafteraus­
schusses von MHP und in dem Partnervertrag
zwischen MRW und Hoesch in bezug auf Fuchs
wider.

(16) Obwohl sowohl die Mannesmann AG als auch der
zukünftige Krupp/Hoesch-Konzern bedeutende
Produzenten im Stahlbereich sind, kann festgestellt
werden, daß erstens Mannesmann nahezu seine
gesamte Produktion im eigenen Haus weiterverar­

beitet und daß zweitens beide Unternehmen im
wesentlichen auf verschiedenen Produktmärkten
tätig sind : Mannesmann bei Röhrenrund
(Vorrohre) und Krupp/Hoesch bei Flachprodukten
(Warmbreitband). Die wettbewerbliche Wirkung
des Vorhabens auf die freien, vorgelagerten Märkte,
die ohnehin wegen des Umfangs der bestehenden
vertikalen Integration klein sind, ist daher unbe­
deutend.

(17) Die unterschiedlichen Tätigkeitsbereiche der
Mütter in den vorgelagerten Produktmärkten spie­
geln sich auch in den Liefervereinbarungen
zwischen den Müttern und den Gemeinschafts­
unternehmen wider ; Mannesmann wird Vorrohre
und Krupp/Hoesch Warmbreitband liefern .

( 18) Hieraus folgt, daß die Gründung der Gemein­
schaftsunternehmen nicht zu einer Koordinierung
des wettbewerblichen Verhaltens zwischen vonein­
ander unabhängig bleibenden Unternehmen im
Sinne von Artikel 3 Absatz 2 führt.

( 19) Im Ergebnis werden daher MHP und Fuchs als
konzentrative Gemeinschaftsunternehmen im
Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Fusionsverord­
nung angesehen .

IV. GEMEINSCHAFTSWEITE BEDEUTUNG

(20) Der weltweite Gesamtumsatz der beteiligten Unter­
nehmen überstieg im Jahr 1991 5 000 Millionen
ECU (Mannesmann 13 025 Millionen ECU /
Hoesch 4 929 Millionen ECU). Beide Parteien
haben einen gemeinschaftsweiten Umsatz von über
250 Millionen ECU und erzielen nicht mehr als
zwei Drittel ihres gemeinschaftsweiten Umsatzes in
ein und demselben Mitgliedstaat. Das Zusammen­
schlußvorhaben hat daher eine gemeinschaftsweite
Bedeutung im Sinne von Artikel 1 der Verordnung.

V. VEREINBARKEIT MIT DEM GEMEINSAMEN
MARKT

A. Die Stahlrohrindustrie

(21 ) Die Stahlrohrindustrie stellt eine Vielzahl unter­
schiedlichster Rohre nach verschiedenen Produk­
tionsverfahren für unterschiedliche Anwendungsbe­
reiche her. Die Größe der Rohre beginnt mit
einem Durchmesser von ca. 1 mm bis zu den
Großrohren von einem Durchmesser von mehr als
1,60 m. Das Gewicht der Rohre kann dementspre­
chend zwischen einigen Gramm und mehr als 5
Tonnen pro Meter liegen.

(22) Stahlrohre werden im allgemeinen in zwei Haupt­
gruppen unterschieden, in Präzisionsrohre und
Nicht-Präzisionsrohre. Letztere werden auch als
Handels- und Transportrohre bezeichnet. Präzis­
rohre unterscheiden sich von Nicht-Präzisrohren
im wesentlichen durch ihre Maßgenauigkeit.
Entweder werden die notwendigen Toleranzen
direkt durch das Herstellungsverfahren erreicht,
oder es wird ein Nicht-Präzisionsrohr als Vorrohr
weiteren Verfahrensschritten unterworfen.
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(23) Die Nicht-Präzisrohre können entsprechend ihrem
Verwendungszweck unterschieden werden, z. B.
dienen Leitungsrohre für den Transport von Gasen
und flüssigen Stoffen, Siederohre werden im
wesentlichen als Konstruktionselemente im
Maschinen- und Stahlbau eingesetzt, Gewinderohre
vorwiegend bei der Hausinstallation, Kessel- und
Apparaterohre im Kraftwerksbau sowie in der
Chemie und Petrochemie, ölfeldrohre bei der
Exploration und Förderung von öl und Gas und
Hohlprofile als Konstruktionselemente im
Maschinen-, Fahrzeug- und Hochbau. Für die
verschiedenen Rohrarten können nahtlose oder
geschweißte Stahlrohre verwendet werden .
Geschweißte Rohre werden aus Flachprodukten,
nahtlose Rohre hingegen aus Röhrenrund herge­
stellt. Geschweißte Rohre sind im allgemeinen
billiger als nahtlose Rohre. Zur Zeit können bei
rund 85 % der Verwendungszwecke nahtlose durch
geschweißte Rohre ersetzt werden . Dieser Prozent­
satz steigt stetig aufgrund des technischen Fort­
schritts, insbesondere bei der Schweißtechnik. Inso­
fern erscheint es folgerichtig, daß die Parteien
nicht von separaten Produktmärkten für
geschweißte und nahtlose Rohre ausgehen. Bis zu
einem gewissen Grad können unterschiedliche
Produktions- (auch Kaltverarbeitung) und Schweiß­
verfahren angewandt werden. Eine Vielfalt unter­
schiedlicher technischer Normen ist entsprechend
dem vorgesehenen Anwendungsgebiet zu beachten .

lung ist, daß die Abnehmer in beiden Märkten im
wesentlichen die gleichen sind (Fahrzeug- und
Maschinenbau) und diese Abnehmer auch in der
Lage sind, über die Substitution von hochwertigen
und einfachen Präzisrohren eigenständig zu
entscheiden. Die Einbeziehung beider Segmente in
einen einheitlichen Markt erscheint gerechtfertigt,
da beide Segmente ohne relevante Lücken nahezu
übergangslos ineinander übergehen.

(27) Die genaue sachliche Marktabgrenzung kann
jedoch letztendlich offen bleiben, da bei einer
engeren Marktabgrenzung die wettbewerblichen
Wirkungen der benachbarten Märkte zu berück­
sichtigen wäre und dies im vorliegenden Fall im
Ergebnis zu keiner anderen materiellen Beurteilung
führen würde .

2. Der geographische Referenzmarkt

(28) Aufgrund der vorliegenden Informationen kann
davon ausgegangen werden, daß es sich nahezu
sicher um einen zumindest EG-weiten Markt
handelt. Hierfür spricht sowohl die hohe gegensei­
tige Marktdurchdringung zwischen den Mitglieds­
ländern als auch das Fehlen von erheblichen Preis­
unterschieden. Diese Feststellungen scheinen,
wenn auch im unterschiedlichen Umfang, für
Mitgliedstaaten mit und ohne bedeutsame Stahlin­
dustrie zu gelten.

3 . Wettbewerbliche Beurteilung

(29) Auf dem Markt für Präzisrohre erreichen die am
Zusammenschluß beteiligten Unternehmen in der
EG einen gemeinsamen Marktanteil von unter
10 % . Bei einer engeren sachlichen Marktabgren­
zung, Präzisrohre mit einer besonderen Maßgenau­
igkeit, dürfte der Marktanteil auch EG-weit 25 %
nicht übersteigen. In Deutschland erreichen beide
Unternehmen einen gemeinsamen Anteil von ca.
25 % auf dem Gesamtmarkt und einen Anteil von
ca. [ . . .] (') im Segment der Präzisrohre mit beson­
ders hoher Maßgenauigkeit.

(30) Auch wenn diese sehr enge sachliche und räum­
liche Marktabgrenzung der wettbewerblichen Beur­
teilung unterstellt würde, wäre eine Entstehung
oder Verstärkung einer beherrschenden Stellung
durch den Zusammenschluß nicht zu erwarten .
Auf dem deutschen Markt wäre noch eine ausrei­
chende Anzahl in- und ausländischer Anbieter
vorhanden, die zumindest unter Berücksichtigung
des weiteren, dann potentiellen Wettbewerbsdrucks
durch weitere ausländische Anbieter und partiellen
Substitutionswettbewerbs durch Präzisrohre gerin­
gerer Maßgenauigkeit in der Lage wären, den
Verhaltensspielraum von MRW/Hoesch in erheb­
licher Weise zu begrenzen.

B. Rohre aus Präzisstahl

1 . Der relevante Produktmarkt

(24) Präzisrohre unterscheiden sich von den Nicht­
Präzisrohren in vielfältiger Hinsicht ; dem Produk­
tionsprozeß (Kaltweiterverarbeitung des Vorrohres),
der Toleranzeigenschaften, z . B. hinsichtlich der
Maßgenauigkeit, des Einsatzgebietes und des
Preises. Der Uberschneidungsbereich von Präzis­
rohren und Nicht-Präzisrohren wird von den
betroffenen Unternehmen auch auf unter 5 % des
Marktvolumens für Präzisrohre geschätzt. Die
Parteien sind der Auffassung, daß Präzisrohre als
ganzes einen eigenständigen relevanten Markt
bilden .

(25) Der Präzisrohrmarkt könnte möglicherweise
entsprechend der technischen Qualitätseigen­
schaften weiter untergliedert werden, und zwar in

— nahtlose und geschweißte Präzisrohre mit
besonderer Maßgenauigkeit (DIN 2391 und
2393),

— sonstige geschweißte Präzisrohre (DIN 2394,
2395).

(26) Trotz der bestehenden Unterschiede in den beiden
Präzisrohrsegmenten wird davon ausgegangen, daß
es sich um einen einheitlichen, sachlich relevanten
Markt handelt. Ausschlaggebend für diese Beurtei­

(') Zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen wird die im Origi­
naltext angegebene Zahlenangabe in der veröffentlichten Fas­
sung ersetzt durch : „deutlich höher als 25 %".
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Ausnahmen der Kessel- und Apparaterohre) und
für ölfeldrohre möglicherweise weltweit.

3 . Wettbewerbliche Beurteilung

(36) Auf keinem der betroffenen sachlich relevanten
Märkte für Nicht-Präzisrohre (ohne Leitungsrohre)
dürften die am Zusammenschluß beteiligten
Unternehmen einen gemeinschaftsweiten Marktan­
teil von 25 % überschreiten. Erhebliche Marktan­
teilsadditionen finden nur in Deutschland statt.
Hier erreichen beide Unternehmen Anteile von
über 50 % sowohl bei ölfeldrohren als auch bei
Kessel- und Apparaterohren.

(37) Die Entstehung oder Verstärkung von beherr­
schenden Marktpositionen kann auf diesen
Märkten (ohne Leitungsrohre) jedoch ausge­
schlossen werden.

(38) Dies gilt für die ölfeldrohre auch dann, wenn sich
hierdurch die letzten beiden bedeutenden deut­
schen Hersteller zusammenschließen ; denn • die
internationale Ausrichtung des Geschäftes schließt
auf dem deutschen Marktsegment einen unkontrol­
lierten Verhaltensspielraum aus.

(39) Auf dem Markt für Kessel- und Apparaterohre
könnten wegen spezieller technischer Sicherheits­
anforderungen in Deutschland Anhaltspunkte für
einen gesonderten deutschen Markt bestehen. Eine
wettbewerbliche Beeinträchtigung wäre jedoch
auch in einem solchen Fall auszuschließen. Die
Marktstellung von MRW verbessert sich nur im
unteren Marktsegment, weil Hoesch gegenwärtig
nur Rohre der Gütestufe I herstellt und nicht im
Segment für hochwertige Kessel- und Apparate­
rohre tätig ist. Im unteren Marktsegment sind die
Importe jedoch besonders stark auf den Markt
vorgedrungen. Die Verbesserung der Marktstellung
von MRW in diesem Segment wird daher seinen
Verhaltensspielraum auf dem Gesamtmarkt in
keinem relevanten Umfang erhöhen.

C. Nicht-Präzisrohre ohne Leitungsrohre

1 . Der relevante Produktmarkt

(31 ) Die Märkte für Nicht-Präzisrohre unterscheiden
sich, wie oben bereits dargestellt, sowohl
hinsichtlich ihres Einsatzgebiets als auch
hinsichtlich ihrer Preise. In ihrer Anmeldung
haben die Parteien zunächst die Ansicht vertreten,
daß Handels- und Transportrohre in die folgenden
sachlich relevanten Produktmärkte unterschieden
werden könnten :

— Leitungsrohre,
— Gewinderohre,
— Siederohre,

— Kessel- und Apparaterohre,
— ölfeldrohre und

— Hohlprofile.

(32) Während des Verfahrens haben sie jedoch ihre
Auffassung insoweit geändert, daß sie nunmehr alle
Rohre, die für den Transport von Stoffen (z. B.
Wasser, Gas, öl, Luft) genutzt werden, einem
einheitlichen Markt für Transportrohre zurechnen,
z. B. alle Gewinde-, Ölfeld- und Leitungsrohre
sowie zum Teil Siede-, Kessel- und Apparaterohre.

(33) Inwieweit diese Rohre, wie die Leitungsrohre,
einem einheitlichen relevanten Produktmarkt
zugeordnet werden können, wird im einzelnen
weiter unten ausgeführt.

(34) Abgesehen vom Markt für Leitungsrohre bedarf es
für die anderen betroffenen Produktmärkte keiner
detaillierten Analyse der Marktabgrenzung, da
hiervon die materielle Beurteilung des Zusammen­
schlußvorhabens nicht betroffen wird. Dies gilt
sowohl für den Fall einer möglicherweise weiteren
Marktabgrenzung, z . B. für Hohlprofile (unter
Einschluß von Konstruktionselementen aus
anderen Werkstoffen) oder einer möglichen
engeren Marktabgrenzung (z. B. für Kessel- und
Apparaterohre hinsichtlich qualitativer Kriterien).
Die genaue Abgrenzung des relevanten Produkt­
marktes für Handels- und Transportrohre kann
insoweit auch offengelassen werden.

2. Der geographische Referenzmarkt

(35) Mit Ausnahme der Leitungsrohre gelten im
Hinblick auf die Definition des geographischen
Referenzmarktes für die Nicht-Präzisrohre
dieselben Überlegungen wie für die Präzisrohre.
Beispielsweise variieren in Deutschland, wo sich
das Zusammenschlußvorhaben nur in nennens­
werter Weise auswirkt, die Importquoten zwischen
28,5 % für Kessel- und Apparaterohre und 70 %
für Hohlprofile. Importeure sind die großen Stahl­
hersteller aus West- und Osteuropa. Der geogra­
phische Referenzmarkt ist daher nahezu sicher
zumindest EG-weit (möglicherweise mit

D. Gasleitungsrohre aus Stahl

1 . Der relevante Produktmarkt

(40) Die Kommission bezieht in den relevanten
Produktmarkt solche Produkte ein, die vom
Verbraucher hinsichtlich ihrer Eigenschaften,
Preise und ihres vorgesehenen Verwendungszwecks
als austauschbar betrachtet werden. Dabei berück­
sichtigt sie auch, ob der Handlungsspielraum von
Anbietern auf dem betroffenen Markt durch
Maßnahmen von Anbietern auf benachbarten
Produktmärkten in erheblicher Weise einge­
schränkt wird.

(41 ) Die Kommission geht davon aus, daß ein rele­
vanter Produktmarkt für Gasleitungsrohre aus Stahl
(ohne Großrohre) vorliegt. Die Gründe hierfür sind
im folgenden dargelegt.
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die Durchleitung von Gas nicht zugelassen .
Darüber hinaus beträgt der Anteil von Wasser­
rohren am Gesamtvolumen für Stahlleitungsrohre
(ohne Großrohre) nur ca. [ . . .] ('). Der Anteil von
Wasserrohren am Gesamtumsatz mit Stahlleitungs­
rohren liegt bei MRW unter [ . . .] ('), bei Hoesch/
Fuchs unter [ . . .] (').

1.2. Die Substitutionsbeziehung zum Rohr
aus Kunststoff und aus anderen Mate­
rialien

(47) Die am Zusammenschluß beteiligten Unter­
nehmen gehen davon aus, daß in den sachlich rele­
vanten Produktmarkt für Leitungsrohre nicht nur
Rohre aus Stahl, sondern darüber hinaus Rohre aus
anderen Werkstoffen (Kunststoff, Guß, Beton und
Steinzeug) einzubeziehen sind. Sie begründen dies
mit deren alternativer Verwendungsart und der
nach ihrer Auffassung starken Substitutionsbezie­
hung zwischen Stahl- und Kunststoffrohren.

(48) Nach den durchgeführten Ermittlungen bei
Verbänden, Wettbewerbern und Abnehmern von
Gasleitungsrohren und unter Berücksichtigung des
Gutachtens der Parteien werden nach Auffassung
der Kommission die zugrundeliegenden Ureachen
für die Substitutionsbeziehungen zwischen Gaslei­
tungsrohren aus Stahl und aus Kunststoff im
wesentlichen durch die technischen Substitutions­
möglichkeiten, die (nationalen) Sicherheitsbestim­
mungen, die vorhandenen Gasnetze der Versor­
gungsunternehmen und die Käuferpräferenzen
geprägt.

(49) Der theoretische Grad der Substituierbarkeit hängt
von dem betroffenen Segment des Marktes für
Gasleitungsrohre ab. Entsprechend einer branchen­
üblichen Unterteilung werden folgende Segmente
unterschieden :

— Niederdruckrohre (< 4 bar), die im wesent­
lichen zur Verteilung von Gas auf kommunaler
Ebene eingesetzt werden ;

— Mitteldruckrohre ( > 4 bar bis < 16 bar), die im
wesentlichen zur Verteilung auf regionaler
Ebene eingesetzt werden und

-— Hochdruckrohre (> 16 bar), die u.a. auch in
regionalen Netzen Verwendung finden.

— Niederdruckrohre (< 4 bar)

(50) Niederdruckrohre aus Kunststoff (da diese aus
Polyethylen sind, werden Sie auch als PE-Rohre
bezeichnet) sind im Hinblick auf ihre Zulassung
für den Druckbereich bis 4 bar mit Stahlrohren
technisch austauschbar.

1.1 . Abgrenzung zu anderen Handels - und
Transportrohren

(42) Leitungsrohre sind zunächst von den sogenannten
anderen Handels- und Transportrohren abzu­
grenzen. Letztere erfüllen teilweise (wie z. B.
Gewinderohre) zwar die gleiche Funktion, als durch
sie auch flüssige oder gasförmige Stoffe fließen
können. Sie sind jedoch hinsichtlich ihrer techni­
schen Anforderungen (z. B. DIN 2440/2441 /2442),
ihres Einsatzgebiets (Hausinstallation), ihrer
Nachfrager, der Art ihres Vertriebes und ihres
Preises deutlich von den Leitungsrohren abzu­
grenzen.

(43) Die am Zusammenschluß beteiligten Unter­
nehmen sind der Auffassung, daß aufgrund einer
Produktionsumstellungsflexibilität und einer Inter­
dependenz der Preise ein einheitlicher Produkt­
markt für Nicht-Präzisrohre unter Einschluß aller
Verwendungszwecke nahe liege. Zumindest
bildeten die Nicht-Präzisrohre einen einheitlichen
Markt, die gleiche Funktionen erfüllten, nämlich
den Transport von Medien (Wasser, Gas, öl, Fern­
wärme, Luft, Feststoffe).

(44) Abgesehen davon, daß die von den Parteien vorge­
legte Ubersicht die zum Teil deutlichen Preisunter­
schiede zwischen den Handels- und Transport­
rohren belegt, spiegelt der Verlauf der Kurven
lediglich die Preisentwicklung bei den Stahlrohr­
vorprodukten (hier z. B. den Coils) wider, die nach
Angaben der Unternehmen ca. 60 % der Gesamt­
produktionskosten ausmachen . Stellt man demge­
genüber auf die hier relevante Frage ab, ob auf den
betroffenen Märkten einheitliche Wettbewerbsbe­
dingungen herrschen, so sind die Unterschiede
(z . B. fehlende Austauschbarkeit aus Nachfrager­
sicht, unterschiedliche Vertriebssysteme) evident
und spiegeln sich unter anderem in den völlig
unterschiedlichen Importquoten für die (Gas-)
Leitungsrohre einerseits und für die übrigen
Handels- und Transportrohre andererseits wider.

(45) In Ubereinstimmung mit den Parteien wird davon
ausgegangen, daß die sogenannten Großrohre nicht
dem relevanten Produktmarkt zuzurechnen sind:
Sie unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich der
Größe, sondern auch hinsichtlich ihres Einsatzge­
bietes (überregionaler Transport, z . B. von Sibirien
nach Deutschland), ihrer Nachfrager und der Wett­
bewerbsbedingungen von den übrigen Leitungs­
rohren . Mannesmann hat diesen Geschäftsbereich
schon vor über einem Jahr ausgegliedert und in das
Gemeinschaftsunternehmen (zusammen mit
Usinor Sacilor) Europipe GmbH eingebracht.

(46) Die Parteien rechnen dem relevanten Markt
Wasserrohre zu. Diese Auffassung wird von der
Kommission nicht geteilt. Wasserrohre werden
nach der DIN 2460 gefertigt und sind damit für

(') Zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen wird die im Origi­
naltext angegebene Zahlenangabe in der veröffentlichten Fas­
sung ersetzt durch : „geringfügig".
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(51 ) Der Gutachter der beteiligten Unternehmen hat
hierzu ausgeführt :

„Die einem Leitungsbau zugrundeliegenden
technisch/wirtschaftlichen Planungen sind relativ ,
komplex. In erster Linie sind hier als Parameter zu
nennen :

— aktuelle Gasabsatzmengen und geschätzte
Entwicklung,

— Varianten in der Trassenführung mit vielfältiger
Relevanz für die Kosten der Tiefbau- und
Oberflächenarbeiten,

— Druckstufe,

— Rohrwerkstoff.

Gegebenenfalls unter Berücksichtigung von techni­
schen Restriktionen durch das vorgelagerte bzw. zu
erweiternde Netz oder die zu erneuernde Leitung
hinsichtlich der Druckstufe oder des Rohrmaterials
gilt es, u.a. eine kostengünstige Kombination von
Rohrmaterial und Leitungsdimensionierung zu
finden, die die geforderte Fortleitungskapazität
unter Einschluß einer als ausreichend einge­
schätzten Reserve aufweist.

Bei einer Betrachtung der Austauschbeziehungen
zwischen Rohren aus Stahl und PE-HD bestehen
solche Restriktionen bei eng vermaschten Vertei­
lungsnetzen darin, daß man aus technischer Sicht
eine kleinräumige Durchmischung des Netzes mit
verschiedenen Rohrwerkstoffen mit dem Ziel zu
vermeiden sucht, die Zahl der potentiell schadens­
anfälligeren Werkstoffübergangsverbindungen
gering zu halten. Üblicherweise erfolgt daher im
Rahmen einer Vorplanung eine Aufteilung des
Netzes in Bezirke, für die jeweils auf der Grundlage
technisch/wirtschaftlicher Betrachtungen das Mate­
rial für kleinere Erweiterungsmaßnahmen oder
Leitungserneuerungen festgelegt wird.

Praktisch keine darartigen Restriktionen bestehen
hingegen beim Aufbau neuer Verteilungsnetze oder
bei Leitungen über 1 bar, so daß hier in objektbe­
zogener Planung die kostengünstigste Kombination
von Rohrwerkstoff und Leitungsdimensionierung
zur Erzielung der erforderlichen Fortleitungskapa­
zität gewählt wird."

(52) Auch nach dem Gutachten der Parteien bestehen
daher technische Beschränkungen bei der Wahl
des Rohrmaterials bei. dichten Verteilernetzen
(Druckstufe bis 1 bar), und es wurde bestätigt, daß
diese Wahl in der Vorplanungsphase getroffen
wird. Nach Statistiken des BGW (Bundesverbandes
des Gas- und Wasserfaches) sind im Jahr 1990
98 % der Kunststoffrohre in dieser Druckstufe
eingesetzt worden und nur 2 % in der Druckstufe
von 1 bis 4 bar, in der — nach Auffassung des

Gutachtens — solche Beschränkungen nicht
bestehen.

(53) Darüber hinaus bestätigt das Gutachten auch große
Preisunterschiede zwischen Stahl- und Kunststoff­
rohren im Hinblick auf das Rohrmaterial und die
Verlegungskosten . Diese Preisunterschiede hängen
im wesentlichen vom Rohrdurchmesser ab (7,6 bis
50,6 % bei Netzen bis 1 bar und 14,7 bis 61,8 %
in Netzen bis 4 bar). Noch wichtiger ist jedoch der
Umstand, daß der Rohrhersteller nur auf eine
Kostenkomponente, die reinen Materialkosten,
Einfluß nehmen kann. Wollte ein Stahlrohrher­
steller ein für das Gasversorgungsunternehmen
günstigeres Angebot vorlegen, müßte er nicht nur
seinen Nachteil beim Rohr ausgleichen, sondern
darüber hinaus auch noch die höheren Verlegungs­
kosten des Stahlrohres. Im Beispielsfall eines 1-bar­
Netzes müßte er so einen Preisnachlaß zwischen
13,8 und 66,4 % gewähren.

(54) Stahl- und Kunststoffrohre für den Niederdruckbe­
reich sind damit nicht einem einheitlichen
Produktmarkt zuzuordnen . Der Entscheidungs­
prozeß zwischen einem Stahl- und PE-Rohr findet
im wettbewerblichen Vorfeld statt. Der Preiserhö­
hungsspielraum eines Stahlrohranbieters, der eine
beherrschende Stellung innehätte, würde jedenfalls
nicht in erheblicher Weise von PE-Rohranbietern
eingeschränkt werden.

— Mitteldruckrohre (4 bar bis < 16 bar)

(55) Für Mitteldruckrohre besteht nur eine einge­
schränkte technische Substitutionsmöglichkeit
zwischen Stahl- und PE-Rohren. Derzeit können
PE-Rohre aus technischen Gründen nur bis zu
einem Druck von 10 bar eingesetzt werden.
Mögliche Materialentwicklungen führen zu der
Erwartung, daß PE-Rohre in einigen Jahren zu
ersten Testzwecken auch für einen Druck von bis
zu < 16 bar eingesetzt werden.

(56) Bei einer wettbewerblichen Beurteilung der Substi­
tutionsbeziehungen sind jedoch nicht nur die
technischen Gegebenheiten zu berücksichtigen,
sondern auch die rechtlichen und wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen sowie der zeitliche Aspekt
einer tatsächlichen Substitution .

(57) So kann z . B. festgestellt werden, daß British Gas
sein regionales Netz auf einen Betriebsdruck von 7
bar beschränkt hat, um PE-Rohre einzusetzen, und
in Frankreich und Belgien Teilnetze bis zu diesem
Druckbereich betrieben werden. In Deutschland
beträgt hingegen der maximal zugelassene
Betriebsdruck für PE-Rohre 4 bar. Der Einsatz von
PE-Rohren ist damit in Deutschland zur Zeit
grundsätzlich in regionalen Verteilernetzen ausge­
schlossen, weil diese Netze typischerweise mit
einem Betriebsdruck zwischen 4 und 16 bar
arbeiten.
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(58) Es wird auch nicht erwartet, daß in Deutschland
eine Zulassung für die Erweiterung des Druckbe­
reichs für PE-Rohre vor Ende 1994 erfolgt. Damit
ist nicht davon auszugehen, daß der Handlungs­
spielraum der Stahlrohranbieter für diesen Druck­
bereich in einem erheblichen Maße von PE­
Rohren eingeschränkt werden könnte, jedenfalls
nicht in dem genannten Zeitraum. Eine isolierte
Änderung der nationalen Normen ist während der
Harmonisierungsphase auf europäischer Ebene
nicht zu erwarten.

(59) Auf die vom Gutachten der Parteien belegten
erheblichen Preisnachteile des PE-Rohres in
diesem Druckbereich sei ergänzend hingewiesen.

(60) Die Kommission schließt hieraus, daß in der
Bundesrepublik Deutschland (siehe hierzu unten
zur Abgrenzung des geographischen Referenz­
marktes) PE-Rohre nicht in den relevanten
Produktmarkt einbezogen werden können.
— Hochdruckrohre (> 16 bar)

(61 ) Für Hochdruckrohre besteht derzeit keine
technische Möglichkeit, Stahlrohre durch PE-Rohre
zu ersetzen. Dies gilt für die absehbare Zukunft.
Daher können PE- und Stahlrohre auch in diesem
Druckbereich nicht dem gleichen Produktmarkt
zugerechnet werden .

— Ergebnis

(62) Gasleitungsrohre aus Stahl und aus Kunststoff
können nicht als zum gleichen relevanten Produkt­
markt zugehörig angesehen werden.

1.3 . Der Markt für Gasleitungsrohre aus
Stahl

(63) Wie sich aus den obigen Ausführungen ergibt, sind
Gasleitungsrohre aus technischen Gründen nach
den verschiedenen Druckstufen auszuwählen.
Obwohl drei verschiedene Druckstufen existieren,
werden Gasleitungsrohre aus Stahl (jedenfalls in
Deutschland) im wesentlichen nach zwei verschie­
denen technischen Standards, d.h. der DIN 2470,
Teil 1 und Teil 2, produziert. Teil 1 deckt alle
Rohre bis 16 bar ab (weil hier keine technischen
Unterschiede zwischen Gasleitungen für den
Nieder- und Mitteldruckbereich bestehen), Teil 2
den Druckbereich über 16 bar (Hochdruck).

(64) Des weiteren ist zu berücksichtigen, daß eine große
Anzahl der Kunden mindestens im Nieder- und
Mitteldruckbereich oder im Mitteldruck- und
Hochdruckbereich nachfragt. Dies spricht für
einheitliche Wettbewerbsbedingungen in den
verschiedenen Segmenten, weil die Preisfestsetzung
in einem Segment nicht stattfinden könnte, ohne
daß der mögliche Effekt auf die nach Abmes­
sungen ineinander übergehenden anderen
Segmente berücksichtigt wird. Es kann letztlich
jedoch offengelassen werden, ob ein einheitlicher
Markt besteht oder ob unterschiedliche Marktseg­
mente nach Druckstufen bestehen.

(65) Die Parteien haben das Volumen des Marktes für
Gasleitungsrohre in Deutschland auf 142 Millionen
ECU geschätzt (Umsätze 1991 ). Das von der
Kommission festgestellte Marktvolumen für das
Jahr 1991 belief sich auf 128,1 Millionen ECU,
wovon 75,1 Millionen ECU auf den Druckbereich
bis 16 bar und 53 Millionen ECU auf den Druck­
bereich über 16 bar entfielen .

1.4. Angebotsumstellungsflexibilität

(66) Die Substitutionsmöglichkeiten der Angebotsseite,
d.h. die Produktions- oder Angebotsumstellungs­
flexibilität, kann bei der Abgrenzung des relevanten
Produktmarktes nur berücksichtigt werden, wenn
Hersteller von anderen als den betroffenen
Produkten schnell und verhältnismäßig leicht auf
die Produktion der letztgenannten umstellen
können.

(67) Wie von den Parteien vorgetragen worden ist,
gehen sie davon aus, daß die Produktionsumstel­
lung allenfalls mit relativ geringen Kosten und
geringem Zeitaufwand betrieben werden kann.

(68) Die Kommission hält demgegenüber an ihrer
Auffassung fest, daß andere Stahlrohrhersteller ihre
Produktion nicht schnell und verhältnismäßig
leicht auf Gasleitungsrohre und insbesondere auf
Hochdruckrohre umstellen können. Die Unter­
schiede in der Beurteilung liegen im wesentlichen
darin, daß die Kommission

— den Umfang der technischen Produktionsunter­
schiede höher einschätzt ;

— den Zeitbedarf deutlich höher einschätzt, da
eine ausreichende Planungsphase, Bestellphase
für die Anlagen, Aufbau- und Probephase für
die Anlagen, Zulassungsverfahren beim TÜV
für den Hersteller, für seine Produktion und für
die Ausbildung und Prüfung seiner Mitarbeiter
zu veranschlagen sind.

(69) Letztendlich kann die Frage einer vorhandenen
oder fehlenden ausreichenden Produktionsumstel­
lungsflexibilität dahingestellt bleiben . Jedenfalls
fehlt es bereits an einer ausreichenden Anzahl von
potenten Wettbewerbern, die bisher nur einfache
Handels- und Transportrohre hergestellt haben und
aufgrund einer angenommenen Produktionsumstel­
lungsflexibilität auf den Markt hinzutreten könnten
und hierdurch einheitliche Wettbewerbsbedin­
gungen auf dem unterstellten einheitlichen Markt
für einfache Handels- und Transportrohre und
Gasleitungsrohre herstellen könnten. Da alle
Hersteller von Gasleitungsrohren auch heute schon
Hersteller von einfachen Handels- und Trans­
portrohren sind und wie dargelegt trotzdem
deutlich unterschiedliche Wettbewerbsbedin­
gungen zumindest zwischen Gasleitungsrohren
einerseits und den übrigen Handels- und Transpor­
trohren andererseits bestehen geblieben sind, ist
nicht zu erkennen, daß irgendein unabhängiger
Hersteller von einfachen Rohren in einem erheb­
lichen Ausmaß diese strukturellen Unterschiede,
selbst bei einer deutlich höheren als von der
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die drei Unternehmen British Steel, Hoogovens
und Tubos Reunidos erzielen in der EG jeweils
zwischen 5 und 10 % Marktanteil .

Kommission angenommenen Produktionsumstel­
lungsflexibilität, in signifikanter Weise verändern
könnte . Im Hinblick auf die Fähigkeit von Herstel­
lern, die gegenwärtig beide Rohrtypen — einfache
Rohre und Gasleitungsrohre — herstellen, ihre
bestehenden Kapazitäten für ihre Produktion von
Gasleitungsrohren zu erhöhen, ist festzustellen, daß
dies kein Problem ist, das sich auf die Marktab­
grenzung bezieht, sondern eine Frage der poten­
tiellen Nutzung der Kapazitäten der aktuellen
Wettbewerber.

(73) Gegenwärtig ist jedoch die gegenseitige Durchdrin­
gung der nationalen Märkte noch begrenzt. In allen
großen Mitgliedstaaten mit eigener Stahlrohrpro­
duktion haben die nationalen Anbieter von Gaslei­
tungsrohren den größten Marktanteil. In Deutsch­
land liegen die Importe derzeit um 10 % . In Italien
erzielt der nationale Hersteller etwa 90 % und in
Spanien über 70 % . In Frankreich und im Ver­
einigten Königreich sind die Importe wesentlich
höher.

1.5. Schlußfolgerung

— Arten und Merkmale des Produktes

(70) Die Kommission ist daher der Auffassung, daß ein
sachlich relevanter Produktmarkt für Gasleitungs­
rohre aus Stahl (ohne Großrohre) besteht (im
folgenden kurz als Gasleitungsrohre bezeichnet).
Ob ein einheitlicher Markt für Gasleitungsrohre
besteht oder dieser in weitere Segmente, je nach
Druckbereich, aufzuteilen ist, kann wegen der
vergleichbaren Marktstellung der Parteien in den
Segmenten letztlich dahinstehen.

(74) Der Markt für Gasleitungsrohre wird im wesent­
lichen auch durch die technischen Rahmenbedin­
gungen geprägt. Diese technischen Rahmenbedin­
gungen sind in der EG noch nicht harmonisiert. Es
scheint, daß in Deutschland, Frankreich und Groß­
britannien die jeweiligen nationalen Normen
ausschließlich angewandt werden, wogegen in
Italien, Spanien und den Benelux-Ländern die
ISO- bzw. die DIN-Standards auch benutzt werden
können.

2. Der geographische Referenzmarkt

(71 ) Unter Berücksichtigung der unten dargelegten
strukturellen Gesichtspunkte und wettbewerblichen
Rahmenbedingungen geht die Kommission davon
aus, daß sich die Wettbewerbsbedingungen in der
Bundesrepublik Deutschland gegenwärtig in erheb­
licher Weise von denen in anderen Mitgliedstaaten
unterscheiden, aber daß sich dies aufgrund der
dynamischen Entwicklungen mit dem Ziel der
Schaffung eines EG-weiten Marktes ändern wird.
Diese Veränderungen werden sich jedoch nur
schrittweise vollziehen, so daß hieraus zu folgern
ist, daß sich nicht in unmittelbarer Zukunft ausrei­
chend homogene Wettbewerbsbedingungen überall
im Gemeinsamen Markt herausbilden werden.
Folglich ist es sachgerecht, die Beurteilung der
Auswirkungen des vorliegenden Zusammenschluß­
vorhabens auf den geographischen Referenzmarkt,
der dem Gebiet Deutschlands entspricht, zu
beziehen.

(75) Gesetzesgrundlagen für die technischen Anforde­
rungen an Gasleitungsrohre und deren Produ­
zenten in Deutschland sind zunächst das Energie­
wirtschaftsgesetz — im Nieder- und Mitteldruckbe­
reich — und die Verordnung über Gashochdruck­
leitungen im Hochdruckbereich. Keiner der Geset­
zestexte enthält explizite Anforderungen an die
Rohre ; beide verlangen allerdings die Beachtung
der „allgemeinen anerkannten Regeln der Technik"
und verweisen diesbezüglich auf das Regelwerk des
Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V.
(DVGW).

2.1 . Die gegenwärtige Marktsituation

— Marktanteilsunterschiede als Indikatoren

In den DVGW-Arbeitsblättern G462, Teil 1 und 2
(Nieder- und Mitteldruckbereich), und G463 sind
die technischen Anforderungen für Gasleitungen
aus Stahl festgelegt, bezüglich der Lieferbedin­
gungen für die Rohrleitungsteile wird auf DIN
2470 Teil 1 und 2, verwiesen . Die DIN 2470
enthält eine Vielzahl von detaillierten Standards
hinsichtlich der Werkstoffe, des Herstell- und des
Prüfverfahrens. Die Kunststoff-Ummanteilung der
Leitungsrohre kann separat von einem anderen
Hersteller vorgenommen werden, allerdings in
Deutschland kaum vorkommt. In jedem Fall muß
der Ausführende die Anforderungen entspre­
chender anderer DIN-Standards erfüllen, wie z. B.
DIN 30670 für Polyethylen-Ummantelung.

(72) Auf der Grundlage der Ermittlungsergebnisse der
Kommission werden MRW und Hoesch mit einem
wertmäßigen Marktanteil von unter 40 % zum
größten Anbieter in der Gemeinschaft. Die ILVA­
Gruppe folgt mit einem Anteil von 25 bis 35 % ;



8 . 5 . 93 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114/43

bei wirtschaftlicher Betrachtung gegenwärtig
leichter fällt, diesen objektiven Anforderungen zu
genügen .

2.2. Die zukünftige Marktsituation —
Dynamische Entwicklungen

— Harmonisierung der technischen Normen

(79) Eine Harmonisierung der in Europa geltenden
Normen für den Betrieb von Gasleitungssystemen
und der Materialanforderungen wird derzeit im
Rahmen des Europäischen Komitees für Normung
(CEN) angestrebt. Im CEN arbeiten derzeit 18
Staaten bzw. die Interessenvertreter der anerkannen
Industrieverbände an einer Vereinheitlichung der
Normen.

(80) Innerhalb von CEN wird die Tätigkeit von
verschiedenen technischen Komitees (TC) organi­
siert und wahrgenommen. Die TC können
wiederum spezielle Aufgaben an Arbeitsgruppen
delegieren. Die Vorbereitung der europäischen
Normen für Gasleitungsrohre obliegt dem TC 234
und seinen sechs Arbeitsgruppen. Das TC 234
wurde 1990 eingerichtet und hat seine formelle
Arbeit 1992 aufgenommen ; es ist speziell für die
Festsetzung funktionsfähiger Anforderungen an
den Transport und die Distribution von Gas
zuständig. Unter anderem wird TC 234 prüfen, ob
die von anderen TCs erstellten Normen diesen
Anforderungen genügen und gegebenenfalls Ände­
rungen vornehmen. In bezug auf Stahlleitungsrohre
kann sich TC 234 auf die Entwürfe der Nomjen
stützen, die bereits von dem TC 29 der ECISS
(European Committee for Iron and Steel Standardi­
zation) erstellt wurden, namentlich auf die „prEN
10208/2" : Stahlrohre für Leitungen für brennbare
Flüssigkeiten — Technische Lieferbedingungen —
Teil 2 (Rohre der Bedingungen Klasse B).

(81 ) Die Kommission bereitet im Rahmen der Richt­
linie 89/106/EWG des Rates (') über Bauprodukte
(CPD) ein Mandat für CEN zur Entwicklung euro­
päischer Normen für Gasleitungsrohre vor. Wenn
Einigung über diese europäische Norm erzielt ist,
wird sie im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften als Norm in Unterstützung der CPD
veröffentlicht. Im Rahmen der Ausschreibungsre­
geln ist vorgeschrieben, europäische Normen zu
benutzen, sofern sie vorhanden sind.

(82) Nach CEN wird die Mehrheit der europäischen
Normen des TC 234 erst 1996 verfügbar sein. Die
vom TC 29 erstellten Normen für Stahlrohre
werden voraussichtlich 1994 in Kraft treten. Sie
sind nicht deckungsgleich mit DIN 2470, Teil 1
und 2, weil sie z . B. nicht das Zulassungsverfahren
beim TÜV enthalten, aber sie decken z. B. die
wichtigen DIN-Normen 1626 und 1629 ab.

(76) Des weiteren benötigt der Produzent von Gaslei­
tungsrohren die Zulassung vom TÜV (Technischer
Uberwachungsverein) oder der MPA (Materialprü­
fungsanstalt), die sich auf das Herstell- und inte­
grierte Prüfverfahren sowie die Qualifikation des
Personals (z. B. Schweißer) bezieht. Diese Prüfver­
fahren sind in den AD-Merkblättern der Arbeitsge­
meinschaft Druckbehälter niedergelegt. Alle
großen westeuropäischen Stahlhersteller haben
zumindest partielle TÜV-Zulassungen für die
Produktion von Gasleitungsrohren aus Stahl .

— Struktur der Nachfrageseite

(77) Ein wichtiges Element zur Beurteilung bestehender
Unterschiede in den Wettbewerbsbedingungen der
einzelnen Mitgliedstaaten ist die Struktur der
Nachfrage . Hierzu kann festgestellt werden, daß
sich die Nachfrageseite in Deutschland von der in
den anderen großen Mitgliedstaaten mit einem
hohen Gasverbrauch deutlich unterscheidet :

— Im Vereinigten Königreich hat British Gas,
abgesehen von dem Gasrohrbedarf für den
Off-shore-Bereich, fast eine Monopolstellung.

— In Frankreich werden ca. 90 % der nationalen
und lokalen Netze von Gaz de France
betrieben.

— In Italien besitzt SNAM rund 90 % des natio­
nalen Netzes und über die Tochter Italgas ca.
50 bis 60 % der lokalen Versorgung.

— In Deutschland gibt es prinzipiell je ein Unter­
nehmen für das Fernnetz in Westdeutschland
(Ruhrgas) und in Ostdeutschland (VNG). Es
existieren mehr als 30 regionale Verteiler und
mehr als 500 kommunale Gasversorgungsunter­
nehmen. die Größe der regionalen und
kommunalen Gasversorger variiert beträchtlich.

— Kriterien für die Einkaufsentscheidung

(78) Die Einkaufspolitik der deutschen Nachfrager ist
gegenwärtig national orientiert. Nach den Ermitt­
lungen der Kommission haben die Einkaufskrite­
rien

— Liefersicherheit,

— Paßfähigkeit zum vorhandenen Netz,
— langfristige Lieferantenbeziehung,
— technische Beratung/Unterstützung,
— Eingehen auf unternehmensspezifische Bedürf­

nisse

einen erheblichen Einfluß auf die Einkaufsent­
scheidung deutscher Gasversorgungsunternehmen.
Die Kriterien, die das Einkaufsverhalten
bestimmen, fördern daher einen nationalen
Einkauf insoweit, als es den heimischen Anbietern (') ABl. Nr. L 40 vom 11 . 2. 1989, S. 12.
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(83) Solange die Harmonisierung nicht abgeschlossen
ist, bilden die derzeitigen DIN-Normen eine
formale Marktzutrittsbarriere und eine wirtschaft­
liche Barriere, denn die ausländischen Unter­
nehmen müssen insoweit bei der Produktion und
den Testverfahren die Bedingungen der DIN­
Normen erfüllen . Die Bedeutung dieser Barriere ist
im wesentlichen von der Höhe des Produktionsvo­
lumens abhängig. Je höher das erreichte Auftrags­
volumen ist, desto geringer sind die negativen
Kosteneffekte aus der Anpassung des Produktions­
prozesses, um die deutschen DIN-Normen zu
erfüllen.

(84) Hieraus kann geschlossen werden, daß einerseits
Unterschiede bei den technischen Normen in den
großen Mitgliedstaaten bestehen bleiben und von
unmittelbaren Veränderungen nicht auszugehen ist.
Andererseits ist zu berücksichtigen, daß die
meisten ausländischen Wettbewerber bereits über
zumindest teilweise TÜV-Zulassungen verfügen.
Darüber hinaus können fehlende Zulassungen, die
zur Abdeckung der vollen Produktpalette nach den
Anforderungen gemäß DIN 2470 erforderlich sind,
relativ leicht von Herstellern erreicht werden, die
gegenwärtig bereits Gasleitungsrohre nach anderen
Normen herstellen. Dies gilt insbesondere für west­
europäische Stahlhersteller.

— Die EG-Ausschreibungsrichtlinie

(85) Die Ausschreibungsgewohnheiten von Gasversor­
gungsunternehmen unterscheiden sich gegenwärtig
in verschiedener Hinsicht. In einigen Mitglied­
staaten sind sie Gegenstand bestehender nationaler,
öffentlicher Ausschreibungsregeln, wohingegen in
anderen eigene interne Regeln für den Einkaufs­
vorgang aufgestellt werden. In Deutschland
schreiben die Gasversorgungsunternehmen ihre
Angebote im allgemeinen nicht öffentlich aus, weil
sie meinen, wie von nahezu allen Befragten bestä­
tigt wird, daß sie diejenigen Anbieter, die technisch
und kaufmännisch zufriedenstellende Angebote
machen können, bereits kennen.

(86) Daher werden die EG-Ausschreibungsregeln
(Richtlinien 90/531 /EWG des Rates (') und
92/13/EWG des Rates (2)), die am 1 . Januar 1993 in
Kraft treten werden, dazu beitragen, die nationalen
Märkte durch transparentere und nicht-diskrimi­
nierende Verfahren zu öffnen. Andererseits besteht
keine Gewähr dafür, daß Stahlrohrproduzenten
anderer Mitgliedstaaten sofort in der Lage sein
werden, die dadurch eröffneten Möglichkeiten zu
nutzen ; aber nichtsdestoweniger wird die Marktöff­
nung schrittweise erfolgen .

(87) Das wichtigste Hindernis für eine volle Wirksam­
keit der EG-Ausschreibungsregeln ist, daß die

technischen Normen noch nicht harmonisiert sind.
Angebote, die ausgeschrieben werden, können
demnach derzeit auf nationalen Normen basieren .
Die volle Wirksamkeit der EG-Ausschreibungs­
richtlinie wird daher erreicht werden, wenn eine
Einigung über wichtige Teile (z. B. die TC 29 in
1994) oder die Mehrheit der relevanten technischen
Normen (z. B. die TC 234 in 1996) erzielt worden
ist.

(88) Wenn 1993 die EG-Ausschreibungsregeln in Kraft
treten, wird ihre Wirksamkeit von dem Anteil der
nationalen Ausschreibungen abhängen, der das
Mindesteinkaufsvolumen von 400 000 ECU
erreicht und damit einer gemeinschaftsweiten
Ausschreibung unterliegt. Je höher dieser Anteil
liegt, um so attraktiver — bei wirtschaftlicher
Betrachtung — wird es für ausländische Hersteller
sein, auch nach den DIN-Normen zu produzieren,
auch wenn der technische Harmonisierungsprozeß
noch nicht abgeschlossen ist.

Es wird geschätzt, daß ein bedeutender Anteil
(möglicherweise 50 % oder mehr) der deutschen
Aufträge für Gasleitungsrohre das Mindesteinkaufs­
volumen der Richtlinie erreichen wird. Unter
Berücksichtigung des langfristigen wirtschaftlichen
Interesses an der Versorgung des deutschen
Marktes, z. B. wegen der bestehenden Uberkapazi­
täten, der absoluten Größe des deutschen Marktes
und des außergewöhnlich hohen Niveaus der
Nachfrage in den folgenden Jahren aufgrund der
Vereinigung Deutschlands und insbesondere der
Sicherheit, daß in absehbarer Zeit auch die verblei­
benden technischen Schranken entfallen werden,
ist zu erwarten, daß direkt mit dem Inkrafttreten
der EG-Ausschreibungsrichtlinie ausländische
Hersteller versuchen werden, Lieferbeziehungen auf
dem deutschen Markt zu entwickeln, da sie auf die
weitere Öffnung des Marktes im Hinblick auf die
technischen Normen vertrauen können.

2.3 . Schlußfolgerung

(89) Die Kommission ist daher der Auffassung, daß
aufgrund der oben dargelegten strukturellen
Elemente auf dem Markt für Gasleitungsrohre
gegenwärtig noch deutlich unterschiedliche Wett­
bewerbsbedingungen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und den übrigen Mitgliedstaaten
bestehen. Die erkennbaren dynamischen Impulse,
insbesondere die Harmonisierung der technischen
Normen und die EG-Ausschreibungsrichtlinie,
werden jedoch zur Öffnung des national geprägten
Marktes beitragen . Da diese Änderungen erst im
Laufe der Zeit eintreten werden und nicht sofort,
sondern sich eher schrittweise entwickeln werden,
erscheint es angemessen, die Beurteilung der
Auswirkungen des Zusammenschlußvorhabens auf
den deutschen Markt zu beziehen und die Auswir­
kungen in der Ubergangsphase der Marktöffnung
des deutschen Marktes bei der Beurteilung der
Marktbeherrschung zu berücksichtigen .

(') ABl. Nr. L 297 vom 29. 10. 1990, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 76 vom 23. 3. 1992, S. 14.
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3 . Marktbeherrschung

(90) Bei der Beurteilung der Marktbeherrschung berück­
sichtigt die Kommission sowohl die gegenwärtige
Marktstellung der betroffenen Unternehmen und
die übrigen strukturellen Elemente, die die gege­
benen Wettbewerbsbedingungen begründen, als
auch die strukturellen Elemente, die im Hinblick
auf die besonderen Umstände des vorliegenden
Einzelfalls die bestehenden Wettbewerbsbedin­
gungen in einem angemessenen zeitlichen Rahmen
verändern werden.

3.1 . Marktanteile

(91 ) Marktanteile kennzeichnen die jeweilige Marktstel­
lung eines Unternehmens. Hohe Marktanteile sind
ein gewichtiger Faktor beim Nachweis des Vorlie­
gens einer beherrschenden Stellung, vorausgesetzt,
daß sie nicht nur die gegenwärtigen Bedingungen
widerspiegeln, sondern auch ein verläßlicher Indi­
kator für die zukünftigen Bedingungen sind. Falls
keine anderen strukturellen Einflußfaktoren
erkennbar sind, die in einem angemessenen Zeit­
rahmen geeignet sind, die bestehenden Wett­
bewerbsbedingungen zu verändern, sind Marktan­
teile als ein verläßlicher Indikator für die zukünf­
tigen Bedingungen anzusehen.

(92) Die Kommission hat die Umsätze der Anbieter von
Gasleitungsrohren in Europa für die letzten drei
Jahre, d.h. für 1989, 1990 und 1991 , ermittelt.
Nach diesen Ermittlungen ergeben sich für den
deutschen Markt für Gasleitungsrohre und in den
Marktsegmenten für Nieder- und Mitteldrucklei­
tungen einerseits und Hochdruckleitungen
andererseits die folgenden Marktanteile :

[ . . .] (') erreichen, der im Marktsegment für
Hochdruckrohre sogar [ . . .] (') übersteigt und auch
im Nieder- und Mitteldrucksegment noch [ . . .] (')
beträgt. Der gemeinsame Marktanteil der Parteien
betrug im Durchschnitt der drei Jahre [ . . .] ('). Die
Parteien haben die Marktanteilsberechnung der
Kommission angegriffen. Nach ihren eigenen
Schätzungen beträgt ihr gemeinsamer Marktanteil
im Jahr 1991 [...]('), und er ist in den zwei vor­
ausgegangenen Jahren sogar noch niedriger.

(94) Borusan und Rautaruukki sind wie British Steel
durch den Erwerb von Mannstaedt von Klöckner
vor kurzem auf den deutschen Markt hinzugetreten.
Klöckner ist anschließend durch den Erwerb des
ostdeutschen Rohrwerks Muldenstein in den Markt
wiedereingetreten .

3.2. Andere Wettbewerbsparameter

— Das Produktionsprogramm

(95) Die am Zusammenschluß beteiligten Parteien
verfügen über die gesamte Produktpalette für
Gasleitungsrohre. Dies gilt sowohl hinsichtlich der
Druckstufen als auch der Rohrdurchmesser. Da
normalerweise nicht die gesamte Produktpalette
von ein und demselben Gasversorgungsunter­
nehmen nachgefragt wird, stellt das Fehlen eines
kompletten Produktionsprogramms keinen
entscheidenden Wettbewerbsnachteil dar. Das
wurde von den befragten Gasversorgungsunter­
nehmen bestätigt.

— Der Vertrieb

(96) In Deutschland erfolgt der Absatz von Gasleitungs­
rohren überwiegend über Projektausschreibungen.
Diese Projekte wurden nach Auffassung der Betei­
ligten in der Vergangenheit primär von den Rohr­
herstellern abgedeckt, wogegen geringer Reparatur­
bedarf über den Handel beschafft wurde. Den
Parteien zufolge soll sich der Rohrhandel in zuneh­
mender Weise auch an den Projektausschreibungen
beteiligen.

(97) In Deutschland haben sich im Direktgeschäft, mit
einer Ausnahme, nur die deutschen Anbieter betä­
tigt. Die Ausnahme ist Rautaruukki . British Steel
(Mannstaedt) verkauft seine Gasleitungsrohre
weiterhin über den vorherigen Eigentümer
Klöckner und den Händler Löwe & Jägers, der
zum VIAG/Klöckner-Konzern gehört. Usinor hat
den deutschen Röhrenhersteller Homburger
Röhrenwerke erworben. Dieses Unternehmen stellt
keine Gasleitungsrohre her und besitzt daher auch
kein Vertriebsnetz für diese Rohre. Soweit andere
ausländische Anbieter in Deutschland tätig waren
(wie Arfa, Arbed, Borusan, Hoogovens und ILVA),
haben sie sich nur über deutsche Händler am
Markt beteiligt.

(Bezugsjahr : 1991)

Anbieter < 16 bar > 16 bar Gesamt

MRW [...] % (*) [...] %0 [• • •] % 0
Hoesch/Fuchs [. . .] % (*) [• • •] % 0 [■ • •] % 0

[...] % (") [...] % (") [• • •] % O
Flender < 20 % — < 10 %

Klöckner — < 10 % < 5 %

Hoogovens < 5 % < 10 % < 5 %
Arfa < 5 % — <5 %

O Die Zahlenangaben wurden zur Wahrung von Geschäftsge­
heimnissen im veröffentlichten Text ausgelassen .

(**) Zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen wird die im Origi­
naltext angegebene Zahlenangabe in der veröffentlichten
Fassung ersetzt durch : »über 60 %".

Die Unternehmen Neue Maxhütte, British Steel
(Mannstaedt), Rautaruukki, Arbed, ILVA, Krieglach
und das türkische Unternehmen Borusan haben
jeweils einen Marktanteil von 2 % weder in einem
Marktsegment noch auf dem Gesamtmarkt über­
schritten.

(93) Nach dem Zusammenschluß werden MRW/
Hoesch zusammen einen Marktanteil von fast

(') In der veröffentlichten Fassung dieser Entscheidung wurden
gemäß Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
4064/89 über die Nichtweitergabe von Geschäftsgeheimnissen
einige Informationen ausgelassen.
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und geographisch entfernt liegende Wettbewerber
ein spezifisches Handicap darstellen können.
3.3. Potentieller Wettbewerb

(103) Die Kommission ist der Auffassung, daß sich die
Wettbewerbsbedingungen, die gegenwärtig auf dem
deutschen Markt für Gasleitungsrohre bestehen
und die zu der beschriebenen Marktstellung der
Parteien mit einem sehr hohen gemeinsamen
Marktanteil geführt haben, in einem angemessenen
Zeitrahmen wesentlich verändern werden, und
zwar aufgrund des potentiellen Wettbewerbs, der
durch die festgestellten dynamischen Impulse
hervorgebracht wird.

(104) Auf dem deutschen Markt für Gasleitungsrohre
sind drei wesentliche mögliche Arten von poten­
tiellem Wettbewerb zu berücksichtigen . Dies sind :
die Ausweitung der Produktpalette aktueller Wett­
bewerber, der Marktzutritt bzw. eine signifikante
Verstärkung der bestehenden Teilnahme am Markt­
geschehen der westeuropäischen Anbieter und der
Marktzutritt osteuropäischer Wettbewerber.

(105) Die Wahrscheinlichkeit für eine Verstärkung des
Wettbewerbsdrucks durch eine Ausweitung der
Produktpalette der aktuellen Wettbewerber wird als
gering angesehen. Nur Klöckner hat gegenwärtig
infolge des Erwerbs der ostdeutschen Produktions­
stätte Muldenstein Investitionen in das Gasleitungs­
rohrgeschäft getätigt. Für alle anderen Wettbe­
werber wird die Ausweitung der Produktpalette,
insbesondere im Hinblick auf den Rohrdurch­
messer, als teuer und wegen der bestehenden Über­
kapazitäten aus wirtschaftlichen Gründen als nicht
wahrscheinlich angesehen.

(106) Die Anreize für einen Marktzutritt oder für eine
verstärkte Teilnahme am Marktgeschehen müssen
für westeuropäische Anbieter als erheblich ange­
sehen werden, da

— überall in Europa große Uberkapazitäten für
Stahl und alle Arten von Stahlröhren bestehen ;

— starker Wettbewerbsdruck auf Stahlrohr­
märkten, insbesondere für einfache Handels­
und Transportrohre, besteht ;

— der deutsche Markt der größte europäische
Markt für Gasleitungsrohre ist und gegenwärtig
wegen der deutschen Vereinigung ein sehr
hohes Nachfrageniveau aufweist ;

— die Grundlagen für den Binnenmarkt gelegt
sind ; die ersten praktischen Schritte werden am
1 . Januar 1993 mit der EG-Ausschreibungs­
richtlinie in Kraft treten und werden schritt­
weise mit dem technischen Harmonisierungs­
prozeß weitergehen.

(107) Unter den besonderen Umständen des vorlie­
genden Falls ist es erforderlich, die Zeitspanne, die
als angemessen für die Beurteilung der Auswir­
kungen des potentiellen Wettbewerbs auf den
Handlungsspielraum der Parteien angesehen wird,
einer besonderen und eingehenden Betrachtung zu
unterziehen.

(98) Im Hinblick auf den Vertrieb verfügen die am
Zusammenschluß beteiligten Unternehmen und
die anderen deutschen Hersteller insoweit über
einen Wettbewerbsvorteil im Vergleich zu ihren
ausländischen Wettbewerbern, die keinen eigenen
Vertrieb für Gasleitungsrohre in Deutschland
unterhalten .

— Vertikale Integration

(99) Die am Zusammenschluß beteiligten Unter­
nehmen sind beide vertikal vollständig integriert,
und zwar von der Stahlproduktion bis zur Kunst­
stoffummantelung. Dies hat jedoch keine erheb­
lichen Vorteile*

(100) Hinsichtlich der Versorgung mit Stahlvorpro­
dukten, was für Gasleitungsrohre im wesentlichen
Warmbreitband ist, bestehen für die Parteien
gegenüber deutschen Wettbewerbern keine
nennenswerten Wettbewerbsvorteile. Klöckner ist
selbst Stahlproduzent, und Flender stehen ausrei­
chende und wettbewerbsfähige Bezugsalternativen
zur Verfügung. Die Vorteile gegenüber den auslän­
dischen Wettbewerbern, die auch überwiegend
über eine eigene Stahlversorgung verfügen, liegen
nicht in der Versorgungsquelle an sich, sondern in
dem Umstand, daß die deutschen Hersteller bereits
den Stahl nach den in Deutschland üblichen Spezi­
fikationen herstellen. Andererseits ist zu berück­
sichtigen, daß die wichtigen EG-Normen des TC
29, die die Herstellung von Stahlrohren betreffen,
1994 in Kraft treten werden .

(101 ) Die deutschen Anbieter verfügen hinsichtlich der
Kunststoffummantelung über Wettbewerbsvorteile
gegenüber ihren ausländischen Wettbewerbern . Die
deutschen Unternehmen verfügen alle, mit
Ausnahme von British Steel (Mannstaedt) und
NMH, über entsprechende Anlagen, wohingegen
im Ausland nur ILVA, Hoogovens/VBF und British
Steel solche Anlagen besitzen .

Die Parteien bestreiten das Bestehen dieser Wett­
bewerbsvorteile. Sie haben auf eine Reihe ausländi­
scher „job coater" aufmerksam gemacht. Es ist
jedoch darauf hinzuweisen, daß auch die Umman­
telung nach deutschen DIN-Normen zu erfolgen
hat.

— Transportkosten

(102) Transportkostenunterschiede sind für die Wettbe­
werber innerhalb Deutschlands ohne Bedeutung.
Für Anbieter aus den Nachbarländern Deutsch­
lands dürften sie keine relevante Marktzutrittsbar­
riere darstellen. Einige ausländische Wettbewerber
haben erklärt, daß sie die Wettbewerbsfähigkeit des
Unternehmens auf dem deutschen Markt herab­
setzen . Für alle weiter entfernten Wettbewerber,
z . B. aus Spanien, Griechenland oder der Türkei,
wurde deren Transportkostennachteil bei Rohren
von einem Durchmesser ab DN 200 von den Wett­
bewerbern auf über 10 % geschätzt. Zusammenfas­
send läßt sich sagen, daß Transportkosten nicht
entscheidend sind, jedoch für kleine Bestellmengen
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Im Hinblick auf die Beurteilung der zeitlichen
Komponenten des potentiellen Wettbewerbs sind
drei Zeitpunkte in bezug auf die bestehenden
rechtlichen und technischen Schranken von
Bedeutung. Dies sind das Jahr 1993 mit der
Umsetzung der Ausschreibungsrichtlinie, das Jahr
1994 mit der erwarteten Harmonisierung der
Produktion von Stahlrohren und das Jahr 1996,
wenn die Mehrheit der Normen für Gasleitungs­
rohre in Kraft treten wird.

Der Abbau dieser Schranken wird erhebliche
Wirkung auf die Marktzutritte haben, da die
wichtigen Wettbewerber der Gemeinschaft die fort­
schreitenden strukturellen Veränderungen im
Markt zu antizipieren haben. Aufgrund der außer­
gewöhnlichen Umstände dieses Falls, wie sie unten
ausgewiesen sind, ist es vernünftig, wegen des fort­
schreitenden Charakters der zukünftigen Entwick­
lungen diese über einen längeren Zeitraum zu
berücksichtigen, als dies unter anderen Umständen
angemessen wäre.

(108) Im Hinblick auf die bestehenden rechtlichen und
technischen Hindernisse ist in der vorangegan­
genen Analyse festgestellt worden, daß die
Ausschreibungsrichtlinie in wenigen Monaten in
Kraft treten wird. Sie wird ihre volle Wirksamkeit
entfalten, wenn die Harmonisierung der techni­
schen Normen abgeschlossen ist. Das Ziel, die
Schaffung eines einheitlichen europäischen
Marktes, wird folglich schrittweise erreicht, auch
wenn seine Realisierung noch einige Jahre entfernt
ist. Im vorliegenden Fall wird die Harmonisierung
der Normen für Gasleitungsrohre zwischen zwei
und vier Jahren dauern. Ihr Eintritt ist jedoch
sicher, und es bestehen, wie oben dargelegt, für die
westeuropäischen Hersteller bereits erhebliche
Anreize für einen Marktzutritt,

(109) Bis jetzt haben die großen westeuropäischen
Hersteller wie British Steel, Usinor und ILVA noch
keinen oder keinen wesentlichen Anteil auf dem
deutschen Markt für Gasleitungsrohre, und sie
haben kein eigenes Vertriebsnetz aufgebaut ; sie
haben auch in keinem wesentlichen Umfang
Gebrauch von den unabhängigen Händlern
gemacht. Aufgrund der Sicherheit in den neuen
Rahmenbedingungen für den zukünftigen Wettbe­
werb und der unmittelbar bevorstehenden Umset­
zung der Ausschreibungsrichtlinie werden diese
großen Hersteller jedoch die vollständige Harmoni­
sierung der Normen antizipieren und versuchen,
zunehmend Vorteile aus den sich bietenden
Möglichkeiten zu ziehen.

(110) Aufgrund der besonderen Umstände des Falls ist
die Kommission der Auffassung, daß gewichtige
Anhaltspunkte vorhanden sind, daß eine hohe
Wahrscheinlichkeit dafür besteht, daß hiervon
sogar vor der Beendigung des Harmonisierungspro­
zesses eine spürbare Wirkung auf den deutschen
Markt ausgehen wird. Die Gründe für diese Beur­
teilung sind die folgenden :
— Erstens sind die potentiellen Wettbewerber wie

ILVA, British Steel und Usinor-Sacilor unter
den größten Stahlherstellern zu finden. Sie

selbst haben gute Möglichkeiten, sofort die —
wenn auch noch unvollkommenen — Gelegen­
heiten zu nutzen, die durch die Ausschrei­
bungsrichtlinie eröffnet werden. Dies gilt insbe­
sondere deshalb, weil sie in Deutschland bereits
auf benachbarten Rohrmärkten tätig sind,
wesentliche einmalige Fixkosten für den Markt­
zutritt („sunk costs") nicht zu bestehen scheinen
und sie schon für einen Teil ihrer Produktpa­
lette TÜV-Zulassungen besitzen und für den
fehlenden Teil diese — im Hinblick auf die
erforderliche Zeit und die zu erwartenden
Kosten — relativ leicht erhalten können.

— Zweitens bestehen, wie oben dargestellt, starke
Anreize für einen Marktzutritt.

— Drittens unterliegt, auch wenn die Nachfrage in
Deutschland fragmentiert ist, ein wesentlicher
Teil des deutschen Marktes für Gasleitungs­
rohre der Ausschreibungsrichtlinie.

— Letztlich ist es vernünftig, davon auszugehen,
daß die deutschen Gasversorgungsunter­
nehmen, insbesondere die größeren Kunden,
versuchen werden, die großen westeuropäischen
Anbieter in den Wettbewerbsprozeß auf dem
deutschen Markt einzubeziehen. Einerseits
haben sie bei dem sehr hohen gemeinsamen
Marktanteil von MRW/Hoesch einen rationalen
Anreiz, alternative Bezugsquellen zu suchen,
andererseits haben sie die rechtliche Verpflich­
tung, den Anforderungen der Ausschreibungs­
richtlinie zu genügen, und die großen westeuro­
päischen Anbieter verfügen über eine rechtliche
Handhabe, wenn sie diesen Verpflichtungen
nicht nachkommen.

(111 ) Die Partien haben auch auf das schnelle
Anwachsen der Importe aus Osteuropa bei Halbfer­
tigprodukten aus Stahl und einfachen Transport­
rohren hingewiesen. Insbesondere haben sie auf die
vergleichsweise geringen Lohnkosten im Vergleich
zu den Herstellern in der Gemeinschaft Bezug
genommen und darauf hingewiesen, daß einige
dieser Hersteller schon über die notwendige TÜV­
Zulassung verfügen. Die osteuropäischen Anbieter
mögen alleine nicht in der Lage sein, den Hand­
lungsspielraum von MRW/Hoesch zu beschränken.
Jedenfalls bleiben sie '— zusätzlich zu dem erwar­
teten aktiven Wettbewerb westeuropäischer
Anbieter — eine mögliche Quelle für potentiellen
Wettbewerb.

3.4. Schlußfolgerungen

(112) Bei dem hohen gemeinsamen Marktanteil von
MRW/Hoesch auf dem deutschen Markt für Gaslei­
tungsrohre in Verbindung mit ihren wettbewerb­
lichen Vorteilen im Vergleich zu den verblei­
benden deutschen und ausländischen Wettbewer­
bern besteht ein starkes Indiz dafür, daß die betrof­
fenen Parteien zum Zeitpunkt des Vollzugs des
Zusammenschlusses über einen Handlungsspiel­
raum verfügen könnten, der nicht unmittelbar von
den vorhandenen Wettbewerbern vollständig
kontrolliert wird.
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durch die in einem wesentlichen Teil des Gemein­
samen Marktes wirksamer Wettbewerb erheblich
behindert würde —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Das angemeldete Vorhaben von Mannesmannröhren­
Werke AG und Hoesch AG wird als vereinbar mit dem
Gemeinsamen Markt erklärt.

Artikel 2

Die Entscheidung ist gerichtet an
Mannesmannröhren-Werke AG
c/o Bruckhaus Westrick Stegemann
Freiligrathstraße 1
D-W-4000 Düsseldorf

z. Hd. von Herrn Rechtsanwalt Moosecker
Telefax-Nr. 0049-211-49 79 103 ;

Hoesch AG
c/o Bruckhaus Westrick Stegemann
Freiligrathstraße 1
D-W-4000 Düsseldorf

z. Hd. von Herrn Rechtsanwalt Moosecker
Telefax-Nr. 0049-211-49 79 103 .

(113) Bei der Beurteilung, ob die Marktstellung von
MRW/Hoesch dergestalt ist, daß der Wettbewerb
auf dem Gemeinsamen Markt im Sinne von Artikel
2 Absatz 3 der Fusionsverordnung wesentlich
beeinträchtigt wird, ist zu berücksichtigen, daß die
größten westeuropäischen Wettbewerber,
namentlich ILVA, British Steel und Usinor Sacilor,
gegenwärtig entweder nicht oder nur in einem sehr
geringen Umfang auf dem deutschen Markt tätig
sind. Nichtsdestoweniger bestehen große Anreize
für einen Marktzutritt nicht nur für westeuro­
päische Wettbewerber, sondern auch für osteuro­
päische Hersteller von Stahlrohren .

(114) Die EG-Ausschreibungsrichtlinie, die in nur
wenigen Monaten in Kraft treten wird, wird die
Möglichkeiten für ausländische Unternehmen, auf
den Markt hinzuzutreten, strukturell verändern . Die
Wirkung der EG-Ausschreibungsrichtlinie wird
sich schrittweise verstärken und mit dem Vollzug
des technischen Harmonisierungsprozesses ihre
volle Wirksamkeit entfalten. Da andere wesentliche
Marktzutrittsschranken fehlen, wird davon ausge­
gangen, daß, selbst dann, wenn zu Beginn des
Zusammenschlußvorhabens eine beherrschende
Stellung entstehen würde, diese Marktstellung nur
für eine begrenzte Zeit erhalten bliebe ; denn es
besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür, daß
der neue Wettbewerb die Stellung von MRW/
Hoesch auf dem deutschen Markt für Gasleitungs­
rohre schnell aushöhlen wird.

VI. GESAMTWÜRDIGUNG

(115) Das angemeldete Zusammenschlußvorhaben
begründet daher nach Auffassung der Kommission
keine beherrschende Stellung auf den verschie­
denen vom Zusammenschlußvorhaben betroffenen
sachlichen und geographischen Rohrmärkten,

Brüssel, den 12. November 1992

Für die Kommission

Leon BRITTAN

Vizepräsident
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